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M it dieser Ausgabe der „antifa- 
rundschau“ gibt es unsere VVN- 
BdA-Mitgliederzeitschrift zum 
letzten Mal unter diesem Namen und in 
der für ihre bisherigen Bezieher gewohn¬ 
ten Form und vierteljährlichen Er- 


Nach der „ar“ 
die „antifa“ 

Künftig alle zwei Monate 


scheinungsweise. Dem Zusammen¬ 
schluss von VVN-BdA und VVdN-BdA im 
vergangenen Jahr folgt nun ab Septem¬ 
ber 2003 die gemeinsame Zeitschrift 
„antifa“. 

Den Namen „antifa“ vom bisherigen 
Verbandsmagazin unserer Kameradin¬ 
nen und Kameraden aus den neuen Bun¬ 
desländern zu übernehmen, lag nahe. 
Nachdem die Redaktionen von „ar“ und 
„antifa“ auch schon in früheren Jahren 
Kontakt hielten, sich austauschten und 
manchmal auch gemeinsam vierseitige 
Beilagen für die jeweiligen Blätter („Spe¬ 
zial“ genannt) gestalteten, waren wir uns 
bei den inhaltlichen Zielvorstellungen 
rasch einig: Die neue bundesweite Zeit¬ 
schrift der VVN-BdA will die antifaschisti¬ 
schen Aktivitäten der Organisation doku¬ 
mentieren, aber auch - wie schon bisher 
- über den eigenen organisatorischen 
Tellerrand hinaus schauen. 

Antifaschismus ist mehr als eine Gegen¬ 
bewegung - politisch, gesellschaftlich, 
kulturell. Auch dafür soll die Zeitschrift 
„antifa“ stehen. Mit Wirkung in den Ver¬ 
band hinein, aber auch, wenn möglich 
noch stärker als bisher, nach außen. Mit 
der zweimonatlichen Erscheinungsweise 
können wir aktueller auf viele Ereignisse 
eingehen, als es uns bisher mit der „ar“ 
möglich war. An Themen wird es weiterhin 
nicht mangeln:, Kampf gegen alten und 
neuen Faschismus, Rassismus und An¬ 
tisemitismus, gegen Demokratieabbau 
und Militarismus, für Frieden, soziale Ge¬ 
rechtigkeit und internationale Solidarität. 
Erinnerungs- und Gedenkstättenarbeit 
werden Schwerpunkte bleiben, Bündnis¬ 
politik und gemeinsames antifaschisti¬ 
sches Handeln über weltanschauliche und 
politische Unterschiede hinweg. Und 
Diskussionsforum wollen wir sein und 
bleiben, wenn es kontroverse Auffassun¬ 
gen gibt. Gewöhnungsbedürftig wird für 


manchedie Umstellung auf Zeitungsformat 
und -papier sein. Nur auf dieser techni¬ 
schen Grundlage schaffen wir es aber bei 
unseren finanziellen Möglichkeiten, ein auf¬ 
lagenstarkes bundesweites antifaschisti¬ 
sches Zwei-Monats-Blatt herauszugeben. 
Die Bezieher der „antifa“ in den neuen 
Bundesländern konnten sich in den letzten 
Monaten schon damit vertraut machen (sie¬ 
he unsere Abbildung der Titelseite der 
Mai-Ausgabe). Wir danken allen unseren 
Leserinnen und Lesern, Kameradinnen und 


Kameraden, die seit September 1990 mit 
Artikeln, Anregungen, Kritik und nicht 
zuletzt mit Spenden geholfen haben, dass 
wir es (beginnend mit einem „Rundbrief 
des Bundesausschusses der VVN-BdA“) 
schaffen konnten, bis heute immerhin 54 
Ausgaben der „antifa-rundschau“ zu er¬ 
stellen und zu verbreiten. 

Lasst uns mit der „antifa“ gemeinsam wei¬ 
termachen! 

Die „ar“-Redaktion 
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VVN-BdA-Aktivitäten 


Aus der Bundesorganisation 


Krieg und Frieden, die europäische 
Verfassung und die Rolle von Erinne¬ 
rung und Gedenken - das waren die 
politischen Hauptthemen der Februar- 
Sitzung des Bundesausschusses. 
Darüber hinaus standen mit Beschluss¬ 
fassungen überdie Finanzen der Bundes¬ 
vereinigung und die Herausgabe der neu¬ 
en gemeinsamen Zeitung wichtige Ent¬ 
scheidungen für die Gesamtorganisation 
auf der Tagesordnung. 

Die Teilnehmer der Februar-Sitzung des 
Bundesausschusses der VVN-BdA hat¬ 
ten zuvor an der zentralen Antikriegsde¬ 
monstration in Berlin teilgenommen. 
Noch unter dem tiefen Eindruck dieser 
gewaltigen Manifestation wurde eine Ein¬ 
schätzung der Bush-Politik gegeben und 
die Notwendigkeit des weiteren Engage¬ 
ments unterstrichen. Angesprochen wur¬ 
de aber auch, dass es innerhalb des anti¬ 
faschistischen Spektrums durchaus auch 
kontroverse Positionen gibt. Sie sind für 
uns keine Veranlassung zur Änderung 
unseres Antikriegs-Standpunktes, sie sol¬ 
len aber auch zu keinem Gegeneinander 
unter Antifaschisten führen. Eindeutig und 
entschieden haben wir uns dafür ausge¬ 
sprochen, die Mitwirkung von Neonazis 
an Antikriegsveranstaltungen nicht zu 
dulden. 

Ebenfalls Gegenstand kritischer Betrach¬ 
tungen waren die staats- und politikoffizi¬ 
ellen Auftritte zum 27. Januar. Entgegen 
allem historischen Zusammenhang, nach 
dem der 27. Januar 1945, der Tag der 
Befreiung von Auschwitz, nicht ohne den 
30. Januar 1933, dem Beginn der faschis¬ 
tischen Herrschaft in Deutschland, gese¬ 
hen werden darf, blieb der 30. Januar 


VVN-BdA-Archive 

Hartmut-Meyer-Archiv: Themen¬ 
gebiete u.a.: Neofaschismus, Konser¬ 
vatismus, Esoterik, usw. Anfragen über 
die VVN-BdA Nordrhein-Westfalen, 
Gathe 55, 42107 Wuppertal 
Georg-Herde-Archiv: Themengebiet: 
Revanchismus (von 1958 bis heute). 
Anfragen über die VVN-BdA Hessen, 
Eckenheimer Landstr. 93,60318 Frank¬ 
furt/M. 

Bundesarchiv: Themengebiete: NS- 
Verbrechen, Neofaschismus, Ge¬ 
schichte der VVN-BdA: Anfragen über 
VVN-BdA Hamburg, Hein-Hoyer-Str. 
41,20359 Hamburg 
Video-Archiv: VVN-BdA Rheinland- 
Pfalz, Lutrinastr. 6, 67655 Kaiserslau¬ 
tern 

Anfragen sollten möglichst schriftlich 
eingereicht werden. Kosten (Kopien, 
Versandkosten, usw.) werden in Rech¬ 
nung gestellt. 


trotz der 70. Wiederkehr in diesem Jahr in 
nahezu allen offiziellen Veranstaltungen 
und Verlautbarungen unerwähnt. Diese 
Ausklammerung der Anfänge von Aus¬ 
chwitz kann von uns nicht hingenom¬ 
men werden. 

Thematisiert wurde der Zusammenhang 
von Herkunft und Ergebnis der faschisti¬ 
schen Verbrechensherrschaft bei den 
Aktivitäten und Veranstaltungen zum 27. 
und 30. Januar, an denen Mitglieder oder 
Organisationsteile der VVN-BdA beteiligt 
waren. Dies wird auch weiterhin eine un¬ 
serer Aufgaben bleiben. 

„Wir erwarten, dass die Verfassung (der 
Europäischen Union) jede Form von Fa¬ 
schismus und Neofaschismus, Rassis¬ 
mus und Antisemitismus ächtet“, heißt es 
in dem Schreiben an den Präsidenten des 
Europäischen Verfassungskonvents, Gis¬ 
card d’Estaing, das im Bundesausschuss 
diskutiert und gebilligt wurde. „Wir schla¬ 
gen vor, dass die Präambel (der Europä¬ 
ischen Verfassung) den gemeinsamen 
Kampf der Völker Europas gegen Nazis¬ 
mus und Faschismus als eines der be¬ 
deutsamsten Fundamente des heutigen 
Europas würdigt“, lautet das Verlangen 
der VVN-BdA. 

Organisierte antifaschistische Arbeit 
braucht auch Finanzmittel. Das gilt 
ebenso für die Existenz und Arbeit der 
Bundesvereinigung VVN-BdA. Unter 
diesem Gesichtspunkt stehen alle Über¬ 
legungen zum Thema Finanzen. 

In dem von den Bundeskongressen der 
VVN und des VVdN im Herbst 2002 ein¬ 
stimmig beschlossenen Verschmelzungs¬ 
vertrag hatten beide Organisationen ver¬ 
einbart, dass die gemeinsame Bundesor¬ 
ganisation von allen Landesverbänden 
und Mitgliedsorganisationen auf der Ba¬ 
sis eines monatlichen Pro-Kopf-Beitrages 
je Mitglied an die Bundesvereinigung 
gleichmäßig finanziert wird. In Umsetzung 
dieser Vereinbarung bestätigte der Bun¬ 
desausschuss nach nochmaliger Erörte¬ 
rung der notwendigen Maßnahmen die 
vorgesehene Höhe des Pro-Kopf-Bei- 
trages von monatlich 1 Euro. 

Gebilligt wurde ebenso die Finanzordnung 
der Bundesvereinigung und der vorgeleg¬ 
te Finanzplan für 2003. 

Ebenfalls beschlossen wurde nach langer 
und teilweise kontroverser Diskussion mit 
Dreiviertelmehrheit, die beiden Zeitschrif¬ 
ten „antifa“ und „antifa-rundschau“ ab 
August 2003 mit einer erheblichen Aufla¬ 
gensteigerung als neue gemeinsame 
Zweimonats-Zeitschrift herauszugeben. 

Vor dieser Beschlussfassung war noch 
einmal vor allem von Mitgliedern der Anti¬ 


fa-Redaktion und des ehemaligen Ge¬ 
schäftsführenden Vorstandes des VVdN 
mit Nachdruckdafür plädiert worden, die 
gemeinsame Zeitschrift monatlich er¬ 
scheinen zu lassen. 

In der vorangegangenen Diskussion und 
Befragung der Landesverbände und Mit¬ 
gliedsorganisationen hatten sich diese 
jedoch - mit einer einzigen Ausnahme - 
für ein zweimonatliches Erscheinen aus¬ 
gesprochen, weil anderes nicht zu finan¬ 
zieren sei. Im Bundesausschuss setzte 
sich schließlich die Auffassung durch, 
diese Willensbildung zu akzeptieren, die 
Diskussion zu beenden und mit der He¬ 
rausgabe der gemeinsamen Zeitschrift 
nicht länger zu warten. 

Aus Mitgliedern der Landesverbände und 
Mitgliedsorganisationen soll eine Arbeits¬ 
gruppe gebildet werden, die sich mit 
dem Inhalt, der Verbreitung und der Fi¬ 
nanzierung der Zeitung befasst und dafür 
Vorschläge erarbeitet. Im letzten Teil der 
BA-Tagung standen Hinweise auf Vor¬ 
haben u.a. im Gedenkstättenbereich und 
zur Thematisierung von Verbrechen der 
Hitlerwehrmacht - hier konkret der 1. 
Gebirgsdivision - auf der Tagesord¬ 
nung. 

Erfreut nahm der BA den Bericht über 
das erfolgreiche Antifa-Jugendtreffen 
in Berlin entgegen. Hingewiesen wurde 
auch auf die Arbeit der bundesweiten 
Neofaschismus-Kommission. Sie erwar¬ 
tet noch Mitwirkende insbesondere aus 
den neuen Bundesländern. 

Die Wirksamkeit der Neofaschismus- 
Ausstellung wurde aus aktuellem An¬ 
lass noch einmal besonders hervorge¬ 
hoben. Erneute Versuche, die Ausstel¬ 
lung zu behindern, führten im baden- 
württembergischen Landtag zu einersehr 
aufschlussreichen Debatte, über die im 
BA berichtet wurde. P.C.Walther 
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S elbst wenn die Angreifer in diesem 
Krieg ums Öl, die USA des Präsiden¬ 
ten Bush und ihre Verbündeten, mit ihren 
Dauerbombardements und ihren hochge¬ 
rüsteten Bodenstreitkräften jetzt tatsäch¬ 
lich die von ihnen von Anfang an vollmun¬ 
dig verkündeten Erfolge hätten, dann wür- 


Der Kampf um den 
Frieden geht weiter! 

Auch nach dem „Ende“ 
dieses Angriffskriegs 


de sich dadurch an dem Verbrechen ge¬ 
gen Völker- und Menschenrecht, gegen 
das wir hier demonstrieren, um keinen 
Deut etwas ändern.“ Ernst Grube, NS- 
Verfolgter, Vertreter der Lagergemein¬ 
schaft Dachau im Bundesausschuss der 
VVN-BdA und VVN-Landessprecher in 
Bayern, sagte dies vor einer Demonstra¬ 
tion von Schülerinnen und Schülern in 
Dachau kurz vor der Einnahme Bagdads 
durch die US-Armee. 



15000 Schülerinnen und Schüler demonstrierten in Stuttgart 


Und er fügte hinzu: „Der fundamentalisti¬ 
sche Terror, dem der nicht weniger fana¬ 
tisch-fundamentalistische US-Präsident 
angeblich den Kampf angesagt hat, wird 
weiteren Zulauf erhalten aus den Reihen 
jener, deren Hass gegen die westliche 
Arroganz durch das Wüten der Militär¬ 
mächte der reichen Länder noch geschürt 
wurde. Und es werden uns neue Kriege 
an allen Ecken der Welt ins Haus stehen 
-die Liste der von Bush bereits als Schur¬ 
kenstaaten ausgemachten Länder ist lang 
und er wird sie je nach Bedarf zu erweitern 
wissen.“ 

So wird es sein. Die Friedensbewegung 
wird einen langen Atem brauchen. Ob sie 
sich da weiter eines gewissen Wohlwol¬ 
lens der derzeitigen Bundesregierung si¬ 
cher sein kann, sei dahingestellt. War 
doch deren Opposition gegen den An¬ 
griffskrieg der USA und ihrer Verbündeten 
von Anfang an zwar erfreulich, aber den¬ 
noch zumindest halbherzig. Dies benann¬ 
ten die VVN-BdA und weitere Verfolgten- 
und Widerstandskämpferorganisationen 


darum auch nach dem Beginn des Irak- 
Krieges in einer Presseerklärung: „Von 
der Bundesregierung fordern die antifa¬ 
schistischen Organisationen, dass sieden 
Krieg gegen den Irak in keiner Weise 
unterstützt. Weder finanziell noch durch 
das Zur-Verfügung-Stellen der militäri¬ 
schen Infrastruktur in Deutschland. Die 
deutschen ABC-Abwehrtruppen aus Ku¬ 
wait und die Marineeinheiten am Horn von 
Afrika müssen zurückgezogen werden. 
Das Grundgesetz enthält die Verpflich¬ 
tung, Völkerrecht einzuhalten und das 
Verbot von Angriffskriegen. Deshalb darf 
es keine Überflugrechte für das US-Militär 
in Deutschland geben und die Zweckent¬ 
fremdung der Bundeswehr als Wach- und 
Schließgesellschaft der USA verbietet 
sich. Die Teilnahme von deutschen Sol¬ 
daten an Awacs-Flügen ist ebenfalls ver¬ 
fassungswidrig.“ 

Peter Strutynski, Sprecher des Bundes¬ 
ausschusses Friedensratschlag, meint 


deshalb, mit Blick auf die Zukunft (in ei¬ 
nem Kommentar für die „Marxistischen 
Blätter“): „Selbstverständlich wird so man¬ 
che Regierung der Antikriegskoalition ih¬ 
ren Frieden mit den .Siegern' machen. 
Der Streit um die Opportunität des Krie¬ 
ges wird bald begraben, der Blick fest auf 
die Zukunft bzw. auf den Hindukusch als 
Metapher für ubiquitäre Bundeswehrein¬ 
sätze gerichtet sein.“ Schwarz allerdings 
will der Sprecher des Friedensratschlags 
dennoch nicht sehen: „Selbstverständlich 
wird die Friedensbewegung alles daran 
setzen, solche Verdrängungsleistungen 
mit einer gezielten Aufklärungsarbeit zu 
konterkarieren. Weltweit wird der angloa- 
merikanische Sieg über den Irak dazu 
beitragen, die Gegner des US-lmperiums 
zu stärken. Die .Internationale des Frie¬ 
dens' hat sich diesmal nicht gegen die 
Diktatur des Krieges durchsetzen kön¬ 
nen, sie ist aber zu einer globalen Macht 
geworden.“ 

Neben der beeindruckenden Globalität 
dieser Friedensbewegung stimmte 
besonders hoffnungsfroh des Engagement 
der ganz Jungen in unserem Land, der 
Schülerinnen und Schüler, aber auch das 
der vielen Menschen in den Betrieben, die 
den Aufrufen der Gewerkschaften zu 
Mahnminuten für den Frieden gefolgt wa¬ 
ren. Nicht wenige von ihnen sind zu Zeit 
enttäuscht, weil sie meinen, es habe „ja 
doch nichts gebracht“. Das ist objektiv 
sicherlich falsch. Diese Fehleinschätzung 
subjektiv gerade zu rücken, ist etwas, das 
die ehemaligen NS-Verfolgten und die 
Jüngeren, die sich mit ihnen in der VVN- 
BdA organisiert haben, besonders gut 
können. Wir sollten das tun, wo immer wir 
können - weil wir die Vielen, die sich, oft 
erstmals, für den Frieden auf die Füße 
gemacht haben, auch in Zukunft ganz 
dringend brauchen. Und eigentlich noch 
viele mehr. Ernst Antoni 
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Das Vergleichen des Unvergleichlichen 

Wie mit Hinweisen auf die NS-Zeit aktuelle Kriege legitimiert werden 


Nicht zum ersten Mal wurde beim Irak- 
Krieg von verschiedenen Seiten ver¬ 
sucht, völkerrechtswidriges Vorgehen 
mit Hinweisen auf die NS-Zeit zu legiti¬ 
mieren und die Friedensbewegung zu 
diskreditieren. Im folgenden Auszüge 
aus einem Artikel zu diesem Thema, 
den Heinrich Hannover, Schriftsteller 
und Rechtsanwalt, unlängst in der Zeit¬ 
schrift „Ossietzky“ veröffentlicht hat. 

A uch heute wollen die Kriegswilligen 
nicht hören, was die angeblich "nai¬ 
ven, Friedensfreunde" ihnen zurufen. Man 
sagt uns, Saddam Hussein sei ein zweiter 
Hitler, um den Schluß nahe zu legen, daß 
man mit ihm umgehen müsse, wie mit 
Hitler. Und will uns mit historischen Ver¬ 
gleichen glauben machen, daß ein Krieg 
nötig und ein geeignetes Mittel zur Abwehr 
der vom irakischen Diktator ausgehenden 
Gefahren sei. Aber die Vergleiche sind 
nicht schlüssig. Das gilt auch für die Be¬ 
wertung des gern als Beweis für die Feh¬ 
lerhaftigkeit pazifistischer Positionen zi¬ 
tierten Münchner Abkommens vom 29. 
September 1938, in dem die Regierungs¬ 
chefs von Großbritannien (Chamberlain), 
Frankreich (Daladier) und Italien (Mussoli¬ 
ni) Hitlers Forderung auf Abtretung des 
Sudentenlandes sanktionierten, um den 
Frieden durch Zugeständnisse an Hitler zu 
retten. 

Es ist richtig, daß die damalige Appease¬ 
ment-Politik den kriegsentschlossehen 
Diktator nur dazu veranlaßt hat, weitere 
territoriale Forderungen zu stellen und den 
Beginn des Krieges um ein Jahr zu ver¬ 
schieben. Für eine dauerhaft friedliche 
Lösung war es auch 1938 schon zu spät. 
Daß die am Münchner Abkommen betei¬ 
ligten Staatsmänner und Diplomaten noch 
im Jahr 1938 nicht begriffen hatten, was 
sie schon vor 1933 über Hitler hätten wis¬ 
sen können, kann man nicht den Pazifisten 


anlasten. Sie hatten früh genug gewarnt. 
Im übrigen waren das Münchner Abkom¬ 
men von 1938 und die Duldung der deut¬ 
schen Besetzung der Tschechoslowakei 
im März 1939 Ergebnisse einer Politik, 
die keineswegs so friedlich motiviert war, 
wie man uns glauben machen will. Viel¬ 
mehrzielte siedarauf ab, Hitlers Deutsch¬ 
land als Bollwerk gegen die kommunisti¬ 
sche Gefahr aufzurüsten und ihn, zum 
erwarteten und erhofften Kreuzzug ge¬ 
gen die Sowjet-Union zu bewegen. Nach¬ 
zulesen bei Jacues Pawels, der sich auf 
die Untersuchung der kanadischen His¬ 
toriker Clement Leibovitz und Alvin Fin¬ 
kei stützt: 1 n our Time: The Camberlain- 
Hitler Collusion" (New York 1998) stützt. 

Wergegenüber Pazifisten mit historischen 
Beispielen Recht behalten will, steigt an 
einer Stelle in die Geschichtsbetrach¬ 
tung ein, wo es für friedliche Lösungen zu 
spät war. Ein Diskussionsmuster, das mir 
aus einigen tausend Verfahren zur Aner¬ 
kennung von Kriegsdienstverweigererrn 
hinreichend bekannt ist. Man läßt die 
Geshichte mit der Situation beginnen, die 
von den Kriegswilligen gegen den jahre¬ 
langen Widerspruch von Pazifisten her¬ 
beigeführt worden ist, und fragt dann: 
Was hättet ihr jetzt getan? Aber man 
weigert sich, die Frage zu beantworten, 
was zu der Zeit gedacht, gesagt und 
getan worden ist, als es noch nicht zu 
spät gewesen wäre, Hitlers Amoklauf 
ohne Krieg zu stoppen. 

So hätte 1936, als Hitier daran interes¬ 
siert war, die Völker der Welt zu den 
Olympischen Spielen in Berlin zu begrü¬ 
ßen, noch diplomatischer Druck genügt, 
um ihn zur Anerkennung internationalen 
Rechts zu zwingen. Später hätte es 
allerdings der Androhung internationaler 
Militärgewalt bedurft, um Hitler von weite¬ 
ren Rechtsbrüchen abzuschrecken. 


Vielleicht wird man sagen, Hitler hätte sich 
auch durch eine schon von einem früheren 
Zeitpunkt angekündigten Kriegsentschlos¬ 
senheit der Alliierten nicht von weiteren 
Provokationen abhalten lassen. Wenn das 
richtig ist, und ich halte es für möglich, 
dann versagt der historische Vergleich 
zwischen Hitler und Saddam Hussein auch 
in diesem Punkt. Denn Saddam hat sich 
der international kontrollierten Entwaffnung 
seines Landes unterworfen. Dagegen wur¬ 
de es Hitler gestattet, aus dem nach dem 1. 
Weltkrieg entwaffneten Deutschland die 
stärkste Militärmacht des europäischen 
Kontinents zu machen. Ein Deutschland, 
das seine Waffen verschrottet hätte, wäre 
wohl kaum Ziel eines Angriffskrieges ge¬ 
worden. Für einen Angriffskrieg, wie er 
jetzt gegen ein zu freiwilliger Entwaffnung 
bereits Land geführt wird, gibt es kein 
historische Vorbild. 

Wir hören, Auschwitz sei nicht von Pazifis¬ 
ten, sondern von Soldaten befreit worden. 
Anscheinend muß auch daran erinnert 
werden, daß die Nazis ihr Massenvernich¬ 
tungsprogramm gegen Juden und andere 
mi ßliebige Minderheiten wie Zigeuner und 
Zeugen Jehovas trotz und gerade wäh¬ 
rend es Krieges durchführen konnten. 

Nur relativ wenige Juden, die den Holo¬ 
caust im Versteck überlebt haben, sind 
tatsächlich durch den militärischen Ein¬ 
marsch der Alliierten befreit worden; der 
Großteil der Verfolgten wurde nicht durch 
den Krieg gerettet. Auch Auschwitz wurde 
erst befreit, als es für Millionen Menschen 
zu spät war. Nur eine konsequente interna¬ 
tionale Antii-Hitler-Koalition schon zu Frie¬ 
denszeiten und eine menschlichere Hal¬ 
tung gegenüber Flüchtlingen und Asylsu¬ 
chenden hätte sie vor Entrechtung, Frei¬ 
heitsberaubung und Vernichtung schützen 
können. Das, und nicht voreilige Kriegsbe¬ 
reitschaft, ist aus der Geschichte zu lernen. 
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D en Appellen folgten Aktionen. In vie¬ 
len Städten marschierte die Extreme 
Rechte gegen den Irak-Krieg. Aber nicht 
überall wo die „Freien Kameradschaften“ 
und die NPD „Für den Frieden - gegen 
Amerika“ auftraten, konnten sie sich bei 
der Friedensbewegungeinreihen. 

Jede „Teilnahme an den Friedensdemos“, 
wussten einige Neonazistrategen, sei „je¬ 
des mal besser als fünf eigene“ Aktionen. 
Vor allem in Sachsen-Anhalt, Branden¬ 
burg und Mecklenburg-Vorpommern ver¬ 
suchten Neonazis, mit Parolen wie „Kein 
Blut für Israöl“ und „Deutsche wacht auf - 
gegen Kriegstreiber und Machtmiss¬ 
brauch“ Antikriegsproteste zu vereinnah¬ 
men. 

Die Friedensdemonstranten, erklärte Man¬ 
fred Stenner, Geschäftsführer des „Netz¬ 
werk Friedenskooperative“, gegenüber 
den Medien, haben sich im Osten mit 
„massiven Unterwanderungsversuchen“ 
durch Neonazis auseinanderzusetzen. Die 
Abwehr gelang nicht immer. 

Im brandenburgischen Fürstenwalde 
konnte gar der NPD-Bundesvorsitzende 
Udo Voigt auf der Friedenskundgebung 
am 4. April diesen Jahres sprechen. Aus 
Sorge vor einer „Eskalation“ räumte Gün¬ 
ter Lahayn, SPD-Stadtverordnetenvorsit- 
zender, Voigt ein Rederecht ein. Vor rund 
100 Friedensdemonstranten und etwa 30 
Neonazis hetzte dieser dann gegen den 
„US-lmperialismus“. „Ich hatte große Sor¬ 
ge, dass es sonst zu Auseinandersetzun¬ 
gen gekommen wäre“, rechtfertigte sich 
der 70-jährige Kommunalpolitiker, räumt 
jedoch ein: „Es war eine unglückliche 
Entscheidung“. 

In Anklam konnten sich die Friedensde- 
monstrantlnnen am 1. März auch nicht 
gegen eine „inszenierte Provokation“ ver¬ 
wehren. Völlig konspirativ hatte die „Pom- 
mersche Aktionsfront“ zu der Antikriegs¬ 
demonstration in der mecklenburgischen 
Kleinstadt mobilisiert. Über 200 Friedens- 
demonstrantlnnen protestierten zusam¬ 
men mit 100 Neonazis gegen den Krieg. 

Bereits seit Februar konzentrierte sich die 
rechte Szene in Sachsen-Anhalt auf Akti¬ 
onen der lokalen Friedensbewegung. 
Rechtsextreme Gruppen nahmen an 
Mahnwachen und Demonstrationen der 
Friedensbewegung in Halle, Dessau und 
Magdeburg teil. Alle zwei Wochen betei¬ 
ligten sich rund 80 Kameraden unter dem 
Motto „Frei, Sozial, National-Gegen Krieg 
und Kapital“ in Halle an den Friedensde¬ 
monstrationen. Initiiert wurden die Aktio¬ 
nen von einer Gruppe Neonazis um dem 
Hallenser Sven Liebich, selbst umtriebi¬ 
ger Aktivist im Netzwerk der „Freien Nati¬ 
onalisten“ in Sachsen-Anhalt. Liebich ist 
auch Spiritus Rector der Internetpage 
„Nationaler Beobachter“, die jede Aktion 
der regionalen rechtsextremen Szene als 
Erfolg zu verkaufen sucht. 

An der Friedensdemonstration waren auch 
jene jungen Magdeburger Rechtsextre¬ 


men beteiligt, welche Mitte März diesen 
Jahres am Gelände der jüdischen Ge¬ 
meinde der Landeshauptstadt eine anti¬ 
semitische „Mahnwache gegen den Ter¬ 
ror Israels“ abhielten. Einen Verbotsver¬ 
such unternahm die örtliche Versamm¬ 
lungsbehörde gar nicht erst. So wurde die 
Auseinandersetzung mit der „Kamerad¬ 
schaft Magdeburg“ vor den Toren der 
jüdischen Gemeinde eben dieser und ei¬ 
nigen wenigen Schülern überlassen. Die 
Lokalpresse der Landeshauptstadt ver- 
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schwieg den Skandal, öffentliche Stel¬ 
lungnahmen von Politikern blieben aus. 
Bis Mitte März ließen lokale Friedens¬ 
bündnisse mehrere Veranstaltungen ohne 
einen ernsthaften Versuch des Ausschlus¬ 
ses von Neonazis von ihren Demonstrati¬ 
onen verstreichen. Zuvor hatte auch die 
Mehrzahl derTeilnehmer mit Ignoranz auf 
den massiven Auftritt der lokalen militan¬ 
ten rechten Szene reagiert. 

Symbolische Aktivitäten von Schülern 
gegen die Anwesenheit der Neonazis 
waren unerwünscht. In dieser Atmosphä¬ 
re gerierten sich die Neonazis als bürger¬ 
nahe Friedensfreunde. Man wollte nur 
friedlich demonstrieren, so die Verlautba¬ 
rung der Rechtsextremen. Die Praxis sah 
anders aus. Schüler und Ordner wurden 
massiv bedroht, gefilmt und schließlich 
geschlagen. Erst nach wochenlangen In¬ 
terventionen von Antifaschisten betonte 
das Hallenser Aktionsbündnis, künftig 
keine Demonstration mit Beteiligung von 
Neonazis mehr durchführen zu wollen. 
Eine Mischung aus „Ignoranz“ und „Hilflo¬ 
sigkeit“, meinte Matthias Gärtner, Land¬ 
tagsabgeordneter der PDS in Sachsen- 
Anhalt, würde zu solchen Situationen füh¬ 
ren. Die Argumentation „gegen den Krieg 
brauchen wir jeden“ in der PDS, so Gärt¬ 
ner, verschärfe diese Entwicklung und 
verharmlose die Neonazis, als „die Jungs 
von nebenan“. Auch im Westen bemüh¬ 
ten sich die „Freien Kameradschaften“ 


und die NPD, Akzeptanz in der Friedens¬ 
bewegung zu finden. Mit kopierten Akti¬ 
onsformen und gecoverten Parolen ver¬ 
suchten sie sich auch in Hamburg, Hes¬ 
sen und Baden-Württemberg für die Frie¬ 
densbewegung interessant zu machen. 
„In den alten Bundesländern“, meint Sten¬ 
ner, blieb es allerdings „oft bei der Ankün¬ 
digung der NPD zur Teilnahme an Frie¬ 
densaktionen, um Medienaufmerksamkeit 
zu gewinnen“. Stattdessen organisierten 
die Neonazis überwiegend eigene Aktio¬ 
nen, gerne vor US-amerikanischen Ein¬ 
richtungen. 

Noch vor dem „Tag X“ folgten 200 Neona¬ 
zis dem Aufruf des „Aktionsbüro Nord¬ 
deutschlands“ um Thomas Wulff und To¬ 
bias Thiessen nach Hamburg. Für den 
Frieden wollten sie marschieren, doch sie 
hetzten für den Krieg. Deutsche Soldaten 
zur Verteidigung nach Bagdad wünschte 
sich Peter Borchert, und Thorsten de Vries 
forderte: „Vielmehr müsste Israel bom¬ 
bardiert werden, denn der Judenstaat hat 
gegen mehrere UNResolutionen versto¬ 
ßen“. Über 500 Menschen demonstrier¬ 
ten gegen den rechten „Friedensmarsch“. 
„Unter dem Deckmantel globalisierungsk¬ 
ritische Worte“, so der Hamburger „attac“- 
Koordinierunsgkreis, würden „antisemiti¬ 
sche und nationalistische Inhalte“ verbrei¬ 
tet. „Mit einer Friedenspolitik hat diese 
Hetze nichts gemein“. Nach dem Kriegs¬ 
beginn versuchten die hanseatischen 
Neonazis durch weitere Aktionen Sympa¬ 
thien zu gewinnen. Unter dem Motto „ÜS- 
Globalisierungsterror stoppen“ führte das 
„Aktionsbüro“ am 20. März diesen Jahres 
eine Kundgebung in Hamburg-Wandsbek 
durch. Da „nur“ 80 Kameraden der inter¬ 
nen Mobilisierung folgten, erlaubte die 
Polizei ihnen keinen Aufmarsch. Als die 
Neonazis dann in der Innenstadt auftreten 
wollten, gingen die Beamten mit Schlag¬ 
stöcken gegen sie vor. „Kein deutsches 
Blut für fremde Interessen“ skandierten 
die norddeutschen Kameraden wieder¬ 
holt am 26. April. Erneut waren an die 80 
Neonazis einem Aufruf des „Aktionsbü¬ 
ros 11 gefolgt, um vor der Bundeswehr-Füh¬ 
rungsakademie gegen den „US-Angriffs- 
krieg mit deutschem Blut und Geld“ zu 
protestieren. 

Allein marschierten die Neonazis auch in 
Hanau. Über „600 Personen“ hatten die 
„Jungen Nationaldemokraten“ angekün- 
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digt. Am 29. März folgten aber „nur“ 200 
Kameraden dem Aufruf in die hessische 
Stadt, um vor der US-amerikanischen Pi¬ 
onierkaserne die „US-T yrannei“ anzupran¬ 
gern. T-Shirts mit der Aufschrift „Mein 
Freund ist Ausländer“, layoutet mit zwei 
Bildern von Saddam Hussein und Osama 
bin Laden, trugen einige der Kameraden, 
andere weiße Kreuze. Vor der Kaserne 
wetterte Holger Apfel für die NPD und 
Wulff für die „Freien Nationalisten“ über 
die „amerikanischen Besatzer“. Gegen den 
Aufmarsch hatte ein breites Bündnis pro¬ 
testiert. Ebenso nicht willkommen waren 
die Neonazis wenige Tage später in Bad 
Nauheim. In der hessischen Kleinstadt 
erklärten die Organisatoren der Friedens¬ 
demonstration vom 5. April die „wenigen 
NPDIer“ gleich zu „unerwünschten Perso¬ 
nen“. 

Die Neonazis marschierten auch vor dem 
deutschen Hauptquartier der US-Streit- 
kräfte in Heidelberg auf. Etwa 130 Neona¬ 
zis hörten am 19. April Horst Mahlers und 
Christian Worchs Hetze gegen die „Hand¬ 
lager der derzeitigen Machthaber“ zu. Auf 
der Website führen die Neonazis der „Ak¬ 
tionsbüros“ jede Aktion auf. Seien es klei¬ 
ne Aufmärsche, kurze Mahnwachen, 
schnelles Fahnenschwenken in Gotha, 
Eberwalde, Grafenwöhr, Essen oder Han¬ 
nover. Mit der virtuellen Propaganda möch¬ 
te die Extreme Rechte sich als Teil der 
Friedensbewegung präsentieren. 

Nur ein „offensiver Umgang“ mit den Ne¬ 
onazis, betont Stenner, ermöglicht die 
„politische Ausgrenzung“. Diese Ausein¬ 
andersetzung bedingt aber zugleich, über 
antisemitische und antiamerikanische 
Segmente in der Friedensbewegung zu 
streiten. „Antisemitische Untertöne und 
ein Antiamerikanismus, der sich gegen 
die Bevölkerung der USA richtet“, hebt 
Stenner hervor, dürften „keinen Platz ha¬ 
ben“. Wo die Grenzen liegen sollten, of¬ 
fenbaren die Neonazis selbst, wenn sie 
nicht nur „linke“ Parolen kopieren. Wegen 
einer möglichen US-lntervention im Syri¬ 
en propagiert das „Aktionsbüro Nord¬ 
deutschland“ schon: „Bleibt Protestbereit“ 
- für den „Abzug aller angloamerikani- 
schen Besatzungstruppen 11 , „Abschaffung 
der amerikanischen,Nachkriegsordnung 1 
und „Beseitigung des amerikanischen 
Kulturimperialismus 11 . 

Christian Grünert/Andreas Speit 


W er anlässlich des 70.Jahrestages 
der Machtübertragung an den deut¬ 
schen Faschismus erwartet hätte, dass 
das mediale Interesse an den historischen 
Daten des Jahres 1933 zunehmen würde, 
sah sich getäuscht. Vielmehr erlebte der 
geschichtlich interessierte Beobachter, 
dass seit dem Herbst 2002 die öffentliche 
Debatte durch zwei Themen bestimmt wur¬ 
de: „Stalingrad“ und „Bombenkrieg 11 . 

Nun bieten beiden Themen natürlich ge¬ 
nügend Anknüpfungspunkte für eine anti¬ 
faschistische Geschichtssicht, beispiels¬ 
weise die verheerende militärische Nie¬ 
derlage der faschistischen Okkupations¬ 
armee bei Stalingrad. Hier könnte man die 
Verbrechen des Vernichtungskrieges 
ebenso aufarbeiten wie die verbrecheri¬ 
sche Politik der deutschen militärischen 
Führung, der das Leben und das Schick¬ 
sal der deutschen Soldaten offenkundig 
wenig bedeutete. Ein Thema könnte dabei 
auch sein, wie und warum die sowjeti¬ 
schen Soldaten zusammen mit dem anti¬ 
faschistischen Widerstand in den okku¬ 
pierten Gebieten einen solchen militäri¬ 
schen Erfolg erzielen konnten. 

Doch all dies wurde nicht behandelt, viel¬ 
mehr wurde die „Erinnerung der Kriegs¬ 
generationen“ gepflegt, die zwar von den 
Schrecken der Schlacht zu berichten wuss¬ 
te, nicht jedoch von den Ursachen und 
den Verantwortlichen fürdiese Schrecken. 
Und die Wehrmachtssoldaten erschienen 
in diesen Berichten nicht als Angehörige 
einer Okkupationsarmee, sondern als 
arme „Opfer falscher Militärstrategie“, wie 
es in der großen „Spiegel“-Serie immer 
wieder hervorgehoben wurde. Gleiches 
gilt auch für das Thema „Bombenkrieg“. 
Ausgehend von dem Buch „Der Brand“ 
von Jörg Friedrich fand das Thema Ein¬ 
gang in alle Bereiche der Medien. Das 
Buch selber wurde zu Weihnachten 2002 
als Bestseller gehandelt. Friedrich galt als 
„Tabubrecher“ und wurde mit dementspre¬ 
chender medialer Aufmerksamkeit durch 
die Lande geschickt. Dass er mit seiner 
Veröffentlichung eigentlich nur einen 
schwachen Abklatsch einer wissenschaft¬ 
lich fundierten Untersuchung des ehema¬ 
ligen DDR-MilitärgeschichtsforschersOlaf 
Groehler geliefert hat, konnte Kurt Pät¬ 


zold bereits nachweisen. Geschichtspoli¬ 
tisch bedeutender ist jedoch, dass durch 
die Veröffentlichung von Friedrich tatsäch¬ 
lich ein Tabubruch vollzogen wurde: Die 
Aufarbeitung der deutschen Opferdes Krie¬ 
ges wurde mehr oder minder getrennt von 
den historischen Voraussetzungen. Der 
Bombenkrieg gegen die deutschen Städte 
gilt nun als anglo-amerikanische Erfindung, 
sieht doch Friedrich Churchill und Harris 
als Hauptorganisatoren dieser Militärstra¬ 
tegie. 

Dass Guernica, Warschau, Rotterdam, 
Coventry und viele andere Städte, die Opfer 
derfaschistischen Massenbombardements 
geworden sind, die Voraussetzungen für 
solche Überlegungen bildeten, wird zwar 
in Nebensätzen im Buch erwähnt, prägte 
aber nicht die öffentliche Debatte bzw. das 
öffentliche Bewusstsein in unserem Land. 
Nun endlich könne man auch über die 
Verbrechen der Alliierten im Zweiten Welt¬ 
krieg reden, war der Tenor zahlreicher 
Leserbriefe, nicht allein in der rechten Pres¬ 
se. Offen erklärte auch der jüngste „Euro- 
Kurier“des neofaschistischen Grabert-Ver- 
lag: „Das Buch von Jörg Friedrich bezeich¬ 
net einen tiefen Einschnitt im Revisionis¬ 
mus für die Zeitgeschichte. Es scheint die 
Zeit dafür gekommen zu sein, daß der 
vielen Opfer der Deutschen besser als 
bisher gedacht wird ... Vor dem Bomben¬ 
krieg und seinen alliierten Verbrechen ist 
der Vorhang nun weggezogen worden. 
Die deutschen Historiker sollten sich jetzt 
auch in ebensolcher Weise der Vertrei¬ 
bung, den deutschen Gefangenen, den 
deutschen Verschleppten sowie den deut¬ 
schen Zwangsarbeitern widmen.“ 

Neofaschisten satteln auf diese Kampag¬ 
ne auf, indem sie in den letzten Wochen 
und Monaten in zahlreichen Städten Auf¬ 
märsche unter dem Titel: „Gedenken an 
die deutschen Opfer des alliierten Bom¬ 
benkrieges 11 anmeldeten. Dass sie sich 
dabei im ideologischen Mainstream wäh¬ 
nen können, zeigen die Vorgänge vom 13. 
Februar diesen Jahres in Dresden. Dort 
agierten Neonazis verschiedener Couleur 
gemeinsam mit bürgerlichen Kräften ge¬ 
gen Antifaschisten, die der Ideologie „Deut¬ 
sche als Opfer“ auf unorthodoxe Weise 
entgegentreten wollte. Ulrich Schneider 


D ie Zahl der offiziell registrierten und 
bekannt gegebenen „rechtsextrem¬ 
motivierten“ Gewalttaten ist im vergange¬ 
nen Jahr erneut gestiegen. Das geht aus 
einer Mitteilung der Vorsitzenden des Bun¬ 
destags-Innenausschusses, Cornelia 
Sonntag-Wolgast (SPD), hervor. Die Zahl 
der Gewalttaten stieg demzufolge von 709 
im Jahre 2001 auf 960 im Jahr 2002. Nach 
einer vorläufigen Statistik des Bundesin¬ 
nenministeriums, die bereits im Februar 
veröffentlicht wurde, stieg die Zahl der 
Straftaten mit rechtsextremen Hintergrund 
im Jahre 2002 auf mindestens 10.579. Im 
Vorjahr 2001 waren es 10.054. Dabei 


Rechtsextreme 
Gewalttaten 

wurde betont, dass es sich um „Mindest¬ 
zahlen“ handele; es könne noch zu „Nach¬ 
meldungen“ aus den Bundesländern kom¬ 
men. Die offiziell bekannt gegebenen Zah¬ 
len liegen ohnehin unter den tatsächli¬ 
chen. Eklatantes Beispiel dafür ist, dass 
behördlicherseits immer noch „nur“ knapp 
vierzig Tötungen durch Rechtsextremis¬ 
ten genannt werden, während die „Frank¬ 
furter Rundschau“ und der Berliner „Ta¬ 
gesspiegel 11 im Frühjahr erneut über ein¬ 
hundert Todesfälle auflisteten. Die reale 


Zahl der Straf- und Gewalttaten dürfte dem¬ 
nach wesentlich über der Zahl der offiziell 
bekannt gegebenen liegen. Es erfolgt also 
nach wie vor eine Bagatellisierung des 
Umfangs der rechtsextremen Gewaltta¬ 
ten. Im Monat Februar 2003 sind in Deutsch¬ 
land im Durchschnitt jeden Tag 20 rechts¬ 
extreme Straftaten registriert worden. Ge¬ 
genüber dem Vormonat war ebenfalls eine 
Steigerung festgestellt worden. Das geht 
aus einer Antwort des Bundesinnenminis¬ 
teriums auf eine Anfrage der PDS-Bun- 
destagsabgeordneten Petra Pau hervor. 
Auch Pau vermutet, dass die Zahl der 
tatsächlichen Fälle noch höher liegt. 
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als MMJ DDtftr Anefa In Italien mirdcn tffl Jtmk 
T5*4 LH *n Ctcrfm CtilMitun und Fatinann 
im Zujff der.FsrWinmbetlinfiFUng* uüef 100 
ZiviliiclDnen Will ArneWniSfr. der ft. Dcfcirgs- 
JliKer-ÖlvIsion «racetlcL FÜrditSt ft ikRSVi rf m 
abte wuidc nie hl e»n eirmiger Cehligi'j^Lr Vui 
iler rieulKliuii Justiz 2UF Je-reen^-hari gringL-n. 

■ bayurÜLdirll Mlhrm'jM fpm Angr- 

I hörtfie der frschöiiidicii druudn 

1111 WdirmtHlil und der Bundeswebr 
rOCei heute Ihm verganyeiiLM und ikTuellen 
FiunlcrktiiiiSie, VulSjr Slrd* erlrhin dx pziitB 
Wehrmarblraordalun, dani Biirf^w-nesrildslcn 
bl SFDR- und KFOft-ILinlieilun liL’.iln witdn il 
dem iialF.au tiinpFrr. WO sdf Sfltrin iry.n vnr 
K) JalikT wilreren. EFm Snldukc der Qeüirdsid- 
^te-Einbeitm bcjdiwfiwn fintTFodltwr vnr 
•dLm bilierllehen Inuppen iss Drslcn WelLtrstLel 
Liher die WchmiuLhl Haii-LJculKllUf ts bss inr 
lieuiijgea Sunde^wphr. 

—f ihrer gmlltsn L-hen;i;eliii' * wurden 
/ | | die Feiinn der GelilrT|?JTj[ipp Pling- 
i=- Slen cam enlen Fdul Seil llft? 
Kcsiditl AmirusLiiisrJiitWtt aus den Rrsarmpn 
BundeMtpUblll folRteb der Eoiladuqg des 
FrrmdnivL'rlehrtvtrdiü Kinenwala. am saun 
Seuchen t.?iaeradsrhirLilrrrtcn, WliiUftehnKt'. 
S-k wallbca eine (j edciikTf.mirr eu Ihren der er^ 


iiiurdrleii Mtnsdltll iffi Ver5iriimlunpi,:n der 
"Tarier ahhalren und die Anwestnim iril dn 
ni'jrderhkhen Cef eh lebte dsrüK.irg.sinipfs.- 
kLinfreiiiLineii. Alte und junge t.^sf'ieradrr, ifa 
llleneri saniif aul'lenr dj^ressiv. Oie liaymelti' 

F*clm’i wdidigie d t anUfaschEHlsehen Nemn- 
kungen, indem sie alle Brauehrrinnun einer lü¬ 
ge ndherluijJ:, unter *t»eit S« Teil U^’ me H nnrn 
der Cjeden|(vr r.i!-;trlnlnin:f; vennutrtr, resL'-.:rii,e 
und die heit«p selbst 2UHI tln der Lngrhahr. 
s.irr.snalimr srklarle. Elundmlalig Wurfe d &5 
Hiusvomaer Pnllsei sarw iliir.dssealk n um- 
mrili, hcrar den Iniwiiehen vehr hnngrlgeTi und 
durstigen Cdsirei erlauhi wurde. skK ;u ve-ryar- 
gsr. Iji glichen Zeit i.rj'!(-Ji -sh 'i ru : ! Ml 
sllCIiidliäe und aklm CiclurgsjagLT aur gruüter 
'dtialschm Soldaten lein rtlh Kluenmal .Hiihvr 
h nrndwp" nur nahe gelegenem Bitildewehrge- 
l.mde. Dtr Vtfüöth. am spaten Haehmitlap t:ur 
spdblane Kuudüeliur,]! ii 'k1lTieriw;i|il durrimu 
rühm), um sowohl über das Karmradeul lelkn 
.ils aueB uLitr -die Ftltnihme der AnilFisehailii- 
ri:. . iu infnemiereu, wurde durch t neu «euerer 
Poliisitliisati vereitelt, 

pi * .uiwmtrrilbaic TradLlinbipliege' 

| I p IZilat Sluibcrl aller und junger 
L/ I V_ htililareslen und f-’ ud- 1 *e leTi 
und duFdni Wir mehl. Wlt wallen tdinc Zu- 
kiin.Fi. dir irgsndMelelie Militärs tftnftjCflii r i . 

Das Mil Hat iiil telBC 'Äd'tunfl, es isl Garant ei¬ 
ner Gegenwart, die judn cr»ä.iii.ipaißfischen Ft,. 

Iitik cndgegetTiStellt Wir wrdlen ks'.nr CrMsehul- 
riigung Für das c:nr uder arrieti- Musiker, wir 
wollen dASf ule liherlfbcnidfn der Masiaker 
L'ndleh vue der BRD ClttKihMIlfp werden 

PütlgSHä 2 CÖJ. Hlso am 7 und H. Jur.i JOElJ 
wenden wir die Gnnciude MiUenWiild alld die 
OebsntjibSCI-feRmfradcn errrui twsueheu. Wir 
h, Im in Mitlenwuld die BülSihBtllgJjrißsTnr I: ■ 
rnngen grlfchkcher MS-Dpfer gf0>.'niL'scr der 
l.'uiulesrepurßik Dcubchland einer farfiiercB Ut- 
rttttllchkfld hfkan.ni machen and sic wirksam 
unlerKutarn und eilten BCi r IJÄ liir VJtedfrauJ- 
nahmt vnn Frm ,ii lur.>:nvrrFalin n gegen Ct- 
hirgsjager der Wctirm&dSt wefljt n K riepiverhre- 
Ltifin kliWt 

Wir rufen Anti'fssth '.i Innen und AnrtlmllitafMInneii 
dn?u auf, an einem Hearing, an Demonstrationen 
und AScticnen in Mtttenvvpld uimI am Nahen 
Brendtcn tri liuneäimen. Zii denn Hearing iu den 
Kruegivertireellen der deutschen Get rgsjäger y n;l 
iu den Entschäd linngslordcryngen der Opfer sind 
u.a.Vertreterinnen dei Grieehnchen Nationalrats 
der Opfervertunde aus Athen, Überlebende der 
iVlassaleer aus Griechenland.MilitarhHübnkrrrtnen 
end WklerstjindsFu Tipfe rinnen e-n^eladcn. 


Niehls ist vefges&en [ Bestrafung der Kriegsverbrecher’ Entschädigung aller NS-Opfer' 
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Sp-ndenlonlo lief Med>eri ■Tradlttpnjpflege- P644hjrn Ffffn Ktr. 4708^41 tD*a l&a-OOiJ 
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Aktuelles / Neofaschismus 


D as auf der vorhergehenden Seite ab¬ 
gedruckte Flugblatt zu den antifa¬ 
schistischen Aktionen, die dieses Jahr zu 
Pfingsten anlässlich des „Traditionstref¬ 
fens“ der Gebirgsjäger im oberbayerischen 
Mittenwald stattfinden, lässt sich auch als 
Kopiervorlage benutzen. Wir bitten um 
weitere Verbreitung! 

Zu den Aktionen 
in Mittenwald 


Der Bundesausschuss der VVN-BdA hat 
beschlossen, zu diesen Aktionen aufzu¬ 
rufen und sie zu unterstützen - nicht zuletzt 
deshalb, weil hier noch einmal die Gele¬ 
genheit besteht, öffentlichkeitswirksam auf 
ungesühnte Verbrechen der Wehrmacht 
im Zweiten Weltkrieg hinzuweisen und 
noch lebende Täter, die bis jetzt unge¬ 
straft davonkamen, vor Gericht zu brin¬ 
gen. Es waren Antifaschistinnen, die mit 
ihrem öffentlichen Protest in Mittenwald 
im vergangenen Jahrdazu beitrugen, dass 
sich die Medien dieses Themas annah- 
men und - nicht zuletzt auch auf Initiative 
unseres VVN-Kameraden Ulrich Sander 
- Staatsanwaltschaften gegen die Täter 
zu ermitteln begannen (wir haben in eini¬ 
gen „ar“-Ausgaben darüber berichtet). 

Das Mittenwalder Gebirgsjäger-Treffen 
gehört mit jährlich bis zu 5000 Teilneh¬ 
mern nach wie vor zu den größten Ver¬ 
sammlungen von Wehrmachts-Vetera¬ 
nen, die dort gemeinsam „Traditionspfle¬ 
ge“ betreiben. Zur „Tradition“ der Gebirgs- 
truppen gehören Massaker in Griechen¬ 
land, die Tausende von Opfern gefordert 
haben. Bei dem Hearing, das der Arbeits¬ 
kreis „Angreifbare Traditionspflege“ und 
die VVN-BdA Pfingsten in Mittenwald ver¬ 
anstalten werden, wird neben den histori¬ 
schen Fakten auch über die nach wie vor 
nicht stattfindende Entschädigung für grie¬ 
chische Opfer des NS-Regimes gespro¬ 
chen werden. 

Themen und Referentlnnen des Hea¬ 
rings: Verbrechen der Gebirgsjäger in Grie¬ 
chenland (zugesagt: Prof. Schminck-Gusta- 
vus, Universität Bremen; Arnos Pampaloni, 
Florenz, Überlebender des Massakers an 
italienischen Kriegsgefangenen in Kephallo- 
nia;Christina Dimou, Überlebendevon Kom¬ 
meno). -Traditionsverständnis der Bundes¬ 
wehr (AK Angreifbare Traditionspflege). - 
Entschädigungsforderungen griechischer 
NS-Opfer (zugesagt: Aristomenis Sigelakis, 
Nationalrat für die Entschädigungsforderun¬ 
gen Griechenlandsgegenüber Deutschland, 
Athen, Argyris N. Sfountouris, Überlebender 
von Distomo, Schriftsteller, Zürich/Athen). - 
Juristische (Nicht-)Verfolgung der Täter (an¬ 
gefragt: Beate Klarsfeld, Paris; zugesagt: 
Prof. Dr. Ludwig Elm, Jena). - Soldat und 
Kriegsverbrechen: Möglichkeiten individuel¬ 
len Verhaltens (zugesagt: Ludwig Baumann, 
Vorsitzender der Bundesvereinigung der 
Opfer der NS-Militärjustiz, und Peter Gin¬ 
gold, Auschwitz-Komitee und VVN-BdA). - 
Die Moderation übernimmt Karola Frings, 
Historikerin aus Köln. 


■ Die NPD bleibt neofaschistisch 
und damit grundgesetzwidrig 


U nsere Position zum NPD-Verbot war 
und ist eindeutig: Geist und Inhalt des 
Grundgesetzes untersagen jede Fortset¬ 
zung und Neuauflage nationalsozialisti¬ 
scher und faschistischer Politik, Organi¬ 
sation und Agitation. 

Das bringen die demokratischen und an¬ 
tifaschistischen Bestimmungen des 
Grundgesetzes klar und deutlich zum 
Ausdruck. Mehrere Artikel des Grundge¬ 
setzes wenden sich eindeutig gegen jede 
Neuauflage faschistischer und militaristi¬ 
scher Politik und Gewalt. Beispielhaft ge¬ 
nannt seien hier insbesondere die Artikel 
1, 9, 18 und 26 sowie 139. Justiz und 
Exekutive sind daher grundsätzlich ver¬ 
pflichtet, jede neofaschistische Aktivität 
zu unterbinden und neofaschistische Or¬ 
ganisationen aufzulösen. 

Das aber ist - mit Ausnahme von einigen 
wenigen Organisationsverboten - nicht 
geschehen, erst recht nicht gegenüber 
neofaschistischen Parteien. Hier wird ar¬ 
gumentiert, einer Auflösung stehe das 
Parteienprivileg entgegen. Das Verbot ei¬ 
ner neofaschistischen Partei sei nur mit 
einem entsprechenden Verbotsverfahren 
vor dem Bundesverfassungsgericht zu 
erreichen. 

Wir haben deshalb den Verbotsantrag 
begrü ßt, als dieser endlich gestellt wurde, 
weil damit der von uns geforderten An¬ 
wendung des grundsätzlichen Verbots 
jeder faschistischen und neofaschisti¬ 
schen Betätigung zumindest in der Ziel¬ 
setzung entsprochen wurde. 

Die ebenso dubiosen wie verhängnisvol¬ 
len Praktiken der Verfassungsschutz¬ 
ämter, führende Neofaschisten in Dienst 
zu stellen und damit selbst neofaschis¬ 
tisch aktiv zu werden, sowie die Versuche 
der Vertuschung und Geheimhaltung die¬ 
ser Praktiken, haben jedoch dazu geführt, 
dass eine „Sperrminorität“ von drei Rich¬ 


tern des zuständigen Zweiten Senats des 
Bundesverfassungsgerichts diese Verqui¬ 
ckung von regierungsamtlichem Nachrich¬ 
tendienst und neofaschistischer Partei¬ 
führungstätigkeit zum Anlass nahm, das 
Verbotsverfahren einzustellen, weil es auf 
diese Art nicht zu führen sei. 

Festgehalten werden soll aber auch, dass 
die Mehrheit der Richter das Verbots¬ 
verfahren nicht einstellen wollte und also 
entschlossen war, das Verbotsverfahren 
gegen die NPD zu betreiben. Die Sperr¬ 
minorität von Richtern hat das verhindert. 

Dass das Verbotsverfahren gegendieNPD 
aus diesen Gründen geplatzt ist, bedeutet 
in keiner Weise einen Freispruch für die 
NPD. Die NPD bleibt eine neofaschisti¬ 
sche Partei. Inhalt und Praxis der NPD- 
Politik bleiben neofaschistisch und damit 
grundgesetzwidrig. Es bleibt dabei, dass 
die NPD verfassungsfeindlich ist. 

Gescheitert ist der Verbotsantrag gegen 
die NPD nicht aus inhaltlichen Gründen, 
sondern wegen der dubiosen VS-Prakti- 
ken. Das heißt, inhaltlich ist keiner der 
Vorwürfe gegen die NPD zurückzuneh¬ 
men. Es ist auch keiner der Verbotsgründe 
widerlegt worden. 

Nach diesem ärgerlichen Scheitern des 
Verbotsverfahren bleibt es mehr denn je 
die Aufgabe aller demokratischen Kräfte, 
jeden Neofaschismus und damit auch die 
NPD weiterhin zu bekämpfen, neofaschis¬ 
tischer Agitation und Umtrieben entge¬ 
genzutreten - und die antifaschistischen 
Kräfte zu stärken. 

Wir bleiben dabei: Faschismus ist keine 
Meinung, sondern ein Verbrechen. Jede 
faschistische und neofaschistische Betä¬ 
tigung ist grundgesetzwidrig und muss 
deshalb unterbunden werden. Für die 
Anwendung dieses Grundsatzes werden 
wir weiterhin eintreten. P.C.Walther 


„Verfassungsschutz“: 
ein schädlicher Dienst 


H auptursache des geplatzten Verbots¬ 
verfahren gegen die NPD waren die 
Praktiken der Verfassungsschutzämter. 
Statt die Neofaschisten politisch und or¬ 
ganisatorisch zu bekämpfen und ihre Tä¬ 
tigkeiten zu unterbinden, sind die VS- 
Dienste dazu übergegangen, reihenweise 
neofaschistische Funktionäre in den Dienst 
des Verfassungsschutzes zu stellen. Mit¬ 
arbeiter des Verfassungsschutzes leiste¬ 
ten Führungsarbeit in der NPD und die 
VS-Ämter finanzierten damit letztlich ei¬ 
nen Teil der NPD-Aktivitäten. VS-Mitar- 
beiter waren aktive und führende Neona¬ 
zis - und umgekehrt. Diese Art von „Ver¬ 
fassungsschutz“ stellt den Geheimdienst 
selbst in Frage. Das gilt im übrigen ebenso 


für die Praktiken des VS gegenüber links. 
Dem Präsidenten der Internationalen Liga 
für Menschenrechte, Rolf Gössner, ist voll 
und ganz zuzustimmen, wenn er in die¬ 
sem Zusammen Von Christian Grünert & 
Andreas Speit hang betont: Die Struktu¬ 
ren und die Arbeit der VS-Behörden gehö¬ 
ren auf den Prüfstand - ihre Aufgaben, 
Befugnisse und Methoden, aber auch ihre 
Effizienz, von der niemand auch nur eine 
leise Ahnung hat. Letztlich wird sich das 
V-Mann-Unwesen und damit verbundene 
Geheimhaltungssystem nur aufbrechen 
lassen, wenn der systematische Einsatz 
unterbunden, die erkennbar gewordene 
Symbiose von Verfassungsfeinden und 
Verfassungsschützern beendet wird. Die 
Überlegung, den Geheimdienst wegen 
seiner Unvereinbarkeit mit Demokratie und 
rechtsstaatlichen Verfahren aufzulösen, 
ist wieder hochaktuell. 










„Reformen“ und Kampagnen 
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Sozialabbau und Hetze 
gegen Gewerkschaften 


Zitat 

Den 1. Mai werden wir zu einer gran¬ 
diosen Demonstration deutschen 
Volkswillens gestalten. Am 2. Mai 
werden dann die Gewerkschafts¬ 
häuser besetzt. Gleichschaltung 
auch auf diesem Gebiet. Es wird 
vielleicht ein paar Tage Krach ge¬ 
ben, aber dann gehören sie uns. 
Man darf hier keine Rücksicht mehr 
nehmen. Wie tun dem Arbeiter nur 
einen Dienst, wenn wir ihn von der 
parasitären Führung befreien, die 
ihm bisher das Leben sauer gemacht 
hat. 

Joseph Goebbels, 

Tagebuchnotiz, 17. April 1933 


A us dem Rundschreiben an die NS 
DAP-Leitungen 6/1933: 

„Dienstag, den 2. Mai 1933, vormittags 10 
Uhr, beginnt die Gleichschaltungsaktion 
gegen die Freien Gewerkschaften...Im 
Wesentlichen richtet sich die Aktion ge- 

1933: Zerschlagung 
der Gewerkschaften 


gen den Allgemeinen Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbund (ADGB) und den Allgemei¬ 
nen Deutschen Angestelltenbund (AFA- 
Bund). 

Was darüber hinaus von den Freien Ge¬ 
werkschaften anhängig ist, ist dem Er¬ 
messen der Gauleiter anheim gestellt. (...) 
SA bzw. SS ist zur Besetzung der Gewerk¬ 
schaftshäuser und der Inschutzhaftnah¬ 
me der in Frage kommenden Persönlich¬ 
keiten einzusetzen. 

(...) Im Reich werden besetzt: Die Leitung 
der Verbände; die Gewerkschaftshäuser 
und Büros der Freien Gewerkschaften, die 
Parteihäuser der SPD, soweit Gewerk¬ 
schaften fort untergebracht sind; die Filia¬ 
len und Zahlungsstellen der .Bank der 
Arbeiter, Angestellten und Beamten A.G.‘; 
die Bezirksausschüsse des ADGB und 
des AFA-Bundes. 

In Schutzhaft werden genommen: Alle Ver¬ 
bandsvorsitzenden ; die Bezirkssekretäre 
und Filialleiter der .Bank der Arbeiter, An¬ 
gestellten und Beamten A.G.‘.“ 


Zitat 

„Die Funktionärskaste der Gewerk¬ 
schaften ist eine Plage für unser 
Land.“ 

Guido Westerwelle, FDP-Vorsitzen- 
der, 2003 


S pektakulär angefangen damit hatte 
schon Ende vergangenen Jahres der 
„Spiegel“. Der hatte die Worte „Genosse 
Schröder“ auf den Titel geschrieben, dem 
abgebildeten Regierungschef eine rote 
Fahne in die Hand montiert und in der 
dazugehörigen Geschichte von einem 
„Kanzler der Gewerkschaften“ erzählt, der 
mit „Gewerkschaftsbossen, die sich zu 
einer Art Nebenregierung aufgeschwun¬ 
gen haben“ in „Kungelrunden“ säße. 

„Schön wär's“, schreibt die ver.di-Mitglie- 
derzeitschrift „publik“. Während die Ge¬ 
werkschaften nämlich seither für den Me- 
dien-Mainstream permanentes Hass-Ob¬ 
jekt geblieben sind, geht es dem Bundes¬ 
kanzler dort schon längst wieder besser. 
Hat er doch prompt auf die Signale aus 
Meinungsfabriken und anderen Konzer¬ 
nen gehört und ein „RefornTpaket voller 
sozialer Daumenschrauben zusammen¬ 
geschnürt, dem noch etwas beizupacken 
das Konkurrenzteam Merkel-Merz-Stoi- 
ber Schwierigkeiten hat. 

„Im Übrigen“, sagte kürzlich Werner Pfen¬ 
nig, Bundessprecher der VVN-BdA und 
früher lange Jahre im Geschäftsführen¬ 
den Hauptvorstand der IG Medien tätig, in 
einem Interview mit der „antifa“, „ist schon 
1932 der Versuch, mit Sozialabbau die 
Wirtschaft wieder in Gang zu bringen, 
gescheitert. Das Kabinett von Papen ver- 
anlasste damals Notverordnungen ,zur 
Belebung der Wirtschaft', durch die die 
Regierung ermächtigt wurde, die sozialen 
Einrichtungen zu vereinfachen und zu ver¬ 
billigen, in Aufbau und Leistungen der 
Sozialversicherung einzugreifen und 
gleichzeitig den Unternehmern einen Steu¬ 
ernachlass von 22 Milliarden Reichsmark 
zu gewähren. Die Arbeitgeber wurden er¬ 


mächtigt, bei Neueinstellungen unterTarif 
zu zahlen, und staatliche Schlichter wur¬ 
den angewiesen, zur .Erhaltung gefähr¬ 
deter Betriebe' die gültigen Tarife zu un¬ 
terschreiten. Die Zumutbarkeitsklausel für 
Arbeitslose wurde gestrichen. Die Arbeits- 
losenunterstützung wurde generell 
gekürzt...Das Ergebnis war: Die Löhne 
gingen rapide zurück. Die Arbeitslosigkeit 
nahm zu. Die politischen Folgen waren 
verheerend.“ 

Der Sozialstaat, so Pfennig, sei deshalb 
als Lehre aus der Befreiung vom Faschis¬ 
mus als gleichberechtigtes Verfassungs¬ 
prinzip im Grundgesetz verankert wor¬ 
den. Auf rotgrünen Regierungs- und 
schwarzgelben Oppositionssesseln 
scheint so etwas heute kaum mehr je¬ 
mand wissen zu wollen. Dafür haben Po¬ 
litik und Medien die Gewerkschaften, die 
sich darauf noch berufen, als schlimmen 
Störfaktor bei den angestrebten volksge¬ 
meinschaftlichen Reformwerken ausge¬ 
macht. 

Nein, auch der„Focus“, der einige Monate 
später den „Spiegel“ im DGB-Bashing 
mühelos toppte, hat für „Sozialreformen“ 
und für den zeitgemäßen Umgang mit 
Gewerkschaften kein Vorbild ausder End¬ 
phase der Weimarer Republik empfohlen. 
Ihm reichte der Hinweis auf die gute Ar¬ 
beit, die Maggie Thatcher in England ge¬ 
leistet hat. Vielleicht hülfe es, „Focus“- 
Redakteure und Kollegen - und mit ihnen 
viele Bundestagsabgeordnete quer durch 
die Fraktionen-in einen der privatisierten 
britischen Regionalzüge zu setzen. Sie 
hätten da eine gute Chance, gleich an¬ 
schließend das „reformierte“ Kranken¬ 
hauswesen auf der Insel kennen zu ler¬ 
nen. E.A. 



* u titkrJttt ttn 

Der Gewerks cftaits- Re UDtt 


Deutschlands - ; 



Titelbild-Ausschnitt: „Focus“ über die Gewerkschaften 
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Verfassungsfragen 



„Die beiden Engel der Geschichte“ hat der Münchner Künstler Werner Marschall 
(1935 -1999) diese Radierung genannt. Sie ist abgebildet in dem bereits in der 
letzten Ausgabe der „ar“ besprochenen Bildband „Aufhör’n! Karikaturen gegen 
den Krieg“, das - herausgegebenen von der Gesellschaft zum Schutz von 
Bürgerrecht und Menschenwürde - im GNN Verlag Schkeuditz erschienen ist. 
Die Herausgeber setzten unter das „Engel“-Bild die Sätze von Walter Benjamin: 
„Der Engel der Geschichte muss so aussehen. Er hat das Antlitz der Vergangen¬ 
heit zugewendet. Wo eine Kette von Begebenheiten vor uns erscheint, da sieht 
er eine einzige Katastrophe, die unablässig Trümmer auf Trümmer häuft und sie 
ihm vor die Füße schleudert.“ 


A n allen Fragen, die Europas Gegen¬ 
wart und Zukunft betreffen, nehmen 
die Widerstandskämpfer und Naziverfolg¬ 
ten, die Antifaschistinnen und Antifaschis¬ 
ten lebhaften Anteil. Denn der Kampf ge¬ 
gen den Nazismus war ein Kampf für ein 
friedliches, demokratisches und soziales 
Europa; und die Gefahren des Neonazis¬ 
mus bedrohen unseren ganzen Kontinent. 

Antifaschismus in 
Europa-Verfassung 

Von solchen Erwägungen ging der Bun¬ 
desausschuss unserer Vereinigung aus, 
als er im Februar 2003 beriet, welchen 
Beitrag er zu einer Verfassung der Euro¬ 
päischen Union leisten könne. In Brüssel 
erarbeitet bekanntlich im Auftrag des Eu¬ 
ropäischen Rates, also der Staats- bzw. 
Regierungschefs, derzeit ein Konvent 
unter der Leitung von Valery Giscard 
d'Estaing den Entwurf einer solchen Ver¬ 
fassung. Ihm unterbreitete der Bundes¬ 
ausschuss seine Vorschläge. 

Einleitend fordert unser Papier, dass die 
Präambel der Verfassung „den gemein¬ 
samen Kampf der Völker Europas gegen 
Nazismus und Faschismus als eines der 
beutendsten Fundamente des heutigen 
Europas“ würdigt. Die schon Ende 2000 
verabschiedete EU-„Charta der Grund¬ 
rechte“, die sowohl individuelle als auch 
kollektive Menschenrechte festschreibt, 
sollte in die europäische Verfassung über¬ 
nommen werden. Dahinter steht u. a. die 
Erwägung, dass eine Neuformulierung der 
Grundrechte zu ihrer Einengung führen 
könnte. 

Für wichtig erachtet es der Bundesaus¬ 
schuss, dass die Verfassung „die Ver¬ 
bindlichkeit der allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts festschreibt, dass sie „sich 
ausdrücklich zum Gebot von Frieden und 
Sicherheit sowie zum Verzicht auf uner¬ 
laubte Androhung und Anwendung militä¬ 
rischer Gewalt bekennt“ und dass sie 
„insbesondere Vorbereitung, Führung und 
Unterstützung von Angriffs- und ,Präven¬ 
tivkriegen verbietet“ - ein Prinzip, dessen 
Aktualität angesichts der jüngsten inter¬ 
nationalen Ereignisse, namentlich der 
Aggression gegen den Irak, wohl keiner 
Begründung bedarf. 

Vorgeschlagen wird in unserem Papier 
außerdem, in der EU-Verfassung die So¬ 
zialpflichtigkeit des Eigentums zu fixieren 
und in diesem Zusammenhang auf das 
Beispiel von Art. 14 GG verwiesen. Fer¬ 
nerwird die Erwartung ausgedrückt, dass 
„jede Form von Faschismus und Neofa¬ 
schismus, Rassismus und Antisemitis¬ 
mus“ geächtet wird. Es ist „der Gründung, 
Existenz und Betätigung faschistischer 
Parteien und Vereinigungen entgegenzu¬ 
wirken und ihre Aktivität mit allen rechts¬ 
staatlichen Mitteln, bis zum Verbot, zu 
unterbinden.“ sowie „die Verbreitung fa¬ 
schistischer und rassistischer Ideologie 
zu untersagen“. 


Abschließend begründet der Bundesaus¬ 
schuss den Wunsch, jährlich den 8. Mai 
als gesamteuropäischen Gedenktag zu 
begehen. Insgesamt wollen unsere Vor¬ 
schläge dazu verhelfen, dass die EU- 
Verfassung „eine friedliche Zusammen¬ 
arbeit der Staaten und freundschaftliches 
Miteinander der Völker auf dem Konti¬ 
nent fördert“. Gerhard Fischer 


Für den Ausbau 
des Faschismusverbots 

D ie PDS hatte in der vorigen Legisla¬ 
turperiode im Bundestag den Antrag 
gestellt, das im Grundgesetz verankerte 
Faschismusverbot durch eine Ergänzung 
des Artikel 26 zu untermauern und aus¬ 
zubauen. Der Antrag kam jedoch nicht 
zum Zuge. Nunmehr soll mit Hilfe einer 


Massenpetition die Forderung erneut in 
den Bundestag eingebracht werden. Auf 
Postkarten, die massenhaft an den Petiti¬ 
onsausschuss des Bundestages gerichtet 
werden, wird erneut die Forderung erho¬ 
ben, mit Hilfe einer Ergänzung des Grund¬ 
gesetzartikels 26 jede Wiederbelebung na¬ 
tionalsozialistischen Gedankenguts aus¬ 
drücklich unter Strafe zu stellen. 

Eine solche Formulierung soll dazu füh¬ 
ren, die Anwendung des NS-Verbots, wie 
es im Grundgesetz grundsätzlich enthal¬ 
ten ist, sowohl zu erleichtern als auch noch 
zwingender vorzuschreiben. Über Mas¬ 
senpetitionen wird im Bundestag abge¬ 
stimmt. Dadurch würde dass Thema er¬ 
neut auf die Tagesordnung kommen. 

Ein solches Petitionsvorhaben kann und 
darf den politischen Kampf gegen den 
Neofaschismus jedoch nicht ersetzen; es 
kann ihn lediglich unterstützen. pcw 









Gedenkstätten 
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Horst Schmitthenner bei seiner Rede in der Gedenkstätte Buchenwald. 



Solidarität und Selbstbewusstsein 



A uf der Kundgebung zur Selbstbefrei¬ 
ung des KZ Buchenwald am 13. April 
sprach auch Horst Schmitthenner, Mit¬ 
glied des Geschäftsführenden Vorstands 
der IG Metall. Er sagte dort unter ande¬ 
rem: 

„Frieden und Freiheit nach außen sind 
undenkbar ohne ihre Verwirklichung im 
Innern der Gesellschaften. Die chauvinis¬ 
tische Überheblichkeit gegenüber ande¬ 
ren Völkern und die rassistische Ausgren¬ 
zung oder Verhetzung von Teilen der 
Bevölkerung durch Neonazis und rechts¬ 
populistische Politiker schaffen auch 
hierzulande ein Klima der Angst und des 
Schreckens. 

Die im Grundgesetz garantierten demo¬ 
kratischen Rechte dürfen kein Freibrief 
sein, Aufmärsche faschistischer Gruppen 
zu legalisieren, fremdenfeindliche Propa¬ 
ganda zu dulden und das Vorhaben wieder 
aufzugeben, die neonazistische NPD end¬ 
lich zu verbieten. Auch gegen eine solche 
Entwicklung müssen wir aufstehen. Wir 
lehnen Toleranz gegenüber Intoleranten 
grundsätzlich ab! 

Eine wesentliche Ursache von Rassis¬ 
mus ist die wachsende soziale Unsicher¬ 
heit. Nicht erst die soziale Marginalisie- 
rung, sondern schon die Furcht vor sozia¬ 
lem Abstieg schafft offensichtlich bereits 
das Ausmaß an Zukunftsängsten und 
Minderwertigkeitsgefühlen, an denen Ne¬ 
ofaschisten politisch ansetzen. Die neoli¬ 
berale Ausrichtung der Politik schafft eine 
gespaltene Gesellschaft, Armut und Reich¬ 
tum nehmen gleichzeitig zu. Statt hierüber 
zu reden und nachzudenken, werden 
künstliche Gegensätze zwischen Arbeits¬ 
losen und Beschäftigten, West und Ost 


oder auch Ausländern und Deutschen in 
den Mittelpunkt gerückt. Wir brauchen 
eine entwickelte Gegenkultur, die dem 
Rassismus die Völkerfreundschaft, der 
Ausgrenzung die Solidarität - kurz der 
Angst vor der Bedrohung den Mut zur 
Verteidigung entgegensetzt. Wer könnte 
uns dabei ein treffenderes, leidenschaftli¬ 
cheres Vorbild sein als die politischen 
Häftlinge des KZ Buchenwald? 

Wir können und müssen daraus lernen, 
dass die internationale Solidarität nicht 
nur größte Not und Bedrückung überwin¬ 
den hilft, sondern auch den Grundstein für 
nachhaltige Veränderungen legen kann: 
Gedenkveranstaltungen wie die zur Be¬ 
freiung des Vernichtungslagers Auschwitz 
am 27. Januar 1945, wie die zum 70. 
Jahrestag der Machtübertragung an Hit¬ 
ler am 30. Januar 1933, wie heute zur 
Erinnerung an die Selbstbefreiung des KZ 
Buchenwald am 11. April 1945, aber auch 
zum Sturm auf die Gewerkschaftshäuser 
am 2. Mai 1933 und das Verbrennen fort¬ 
schrittlicher Literatur am 10. Mai 1933 
sind mehr als nur Kundgebungen des 
gemeinsamen Erinnerns. 

Sie sind gleichzeitig - und müssen dies 
auch sein - Manifestationen für den er¬ 
klärten Willen, das Ziel des Aufbaus einer 
„neuen Welt des Friedens und der Frei¬ 
heit“ und dazu der „Vernichtung des Na¬ 
zismus mit seinen Wurzeln“ nicht aus den 
Augen zu verlieren. Sie müssen deshalb 
immer auch ein Zeichen des Aufbruchs in 
eine neue Zeit sein, die weder Krieg noch 
Militarismus, weder Rassismus noch 
Fremdenfeindlichkeit, weder Unterdrü¬ 
ckung noch Ausbeutung, sondern vor al¬ 
lem Solidarität und selbstbewusste Men¬ 
schen kennt.“ 


Dachau: Der Weg 
der Häftlinge 

A m 4. Mai, als der 58. Jahrestag der 
Befreiung der Häftinge des KZ Dachau 
feierlich begangen wurde, konnten die 
Teilnehmer an der Feier die Gedenkstätte 
auch durch den Eingang am sogenannten 
„Jourhaus“ durch das schmiedeeiserne 
Tor mit der Nazi-Losung „Arbeit macht 
frei“ betreten. Dies war der Weg, den einst 
die Gefangenen gehen mussten, wenn 
sie ins Lager kamen. 

An normalen Tagen allerdings müssen 
sich die Besucher - im Jahr sind es rund 
750 000 - seit Jahrzehnten dem Gedenk¬ 
ort anders nähern: über einen Seitenein¬ 
gang der vom Parkplatz ins ehemalige 
Lager führt. 

Den authentischen Weg der Häftlinge 
wieder nachvollziehbar zu machen, ge¬ 
hört seit Jahren zu den Forderungen der 
Organisationen ehemaliger Häftlinge in 
aller Welt. 

Gehofft hatten sie, dass dies mit der Neu¬ 
gestaltung der Gedenkstätte und der Fer¬ 
tigstellung der neuen Ausstellung nun 
endlich geschehen werde. Sie sahen sich 
in dieser Forderung auch durch die Wis¬ 
senschaftler unterstützt, die sich der Ge- 
denkstätten-Neugestaltung angenommen 
hatten. 

Gescheitert ist dieses Projekt bisher immer 
wieder am CSU-regierten Dachauer Stadt¬ 
rat, in dem eine Mehrheit die Auffassung 
vertritt, Anwohner würden sich durch eine 
Zufahrtsänderung zur Gedenkstätte, die 
bei Öffnung des ursprünglichen KZ-Ein- 
gangs notwendig würde, gestört fühlen. 

Allerdings haben Umfragen bei Anwoh¬ 
nern ergeben, dass sie für die Forderun¬ 
gen der Häftlinge durchaus mehrheitlich 
Verständnis aufbringen. 

Bei der Eröffnung der neuen Ausstellung 
am 2. Mai hat nun Bayerns Ministerpräsi¬ 
dent Edmund Stoiber den Häftlings¬ 
organisationen versichert, er würde sich 
für den authentischen Zugang einsetzen. 
Es wird sich zeigen, ob er dies auch ener¬ 
gisch genug seinen Parteifreunden in der 
Stadt Dachau vermitteln wird. 
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Neofaschismus-Ausstellung 


Ein Lehrstück für die Demokratie 

Debatte über die Neofaschismus-Ausstellung der VVN-BdA im Stuttgarter Landtag 


D ie neueste Ausgabe der „antifa- 
nachrichten“ der VVN-BdA Baden- 
Württemberg befasst sich ausführlich, 
damit, wie es nach den CDU-Attacken 
gegen die Neofaschismus-Ausstellung der 
VVN-BdA in Pforzheim - wir haben darüber 
berichtet - auf Kommunal- und Landese¬ 
bene weitergegangen ist. Im folgenden 
ein Auszug aus dem Artikel in den „an“: 

„Der Schuss der CDU gegen die VVN- 
BdA und die Neofaschismus-Ausstellung 
ging nach hinten los. Um ein klares Zei¬ 
chen zu setzen, zeigten „Die Grünen“ die 
umstrittene Ausstellung in ihren Fraktions¬ 
räumen im Stuttgarter Landtag. Vor der 
Eröffnung am 23. Januar gab es eine 


eineinhalbstündige Debatte im Landtag, 
ein Lehrstückfürdie Demokratie. Die CDU 
bewegte sich dabei unter der Gürtellinie, 
die Ausstellung sei .ästhetisch unappetit¬ 
lich, historisch falsch und politisch skan¬ 
dalös', so CDU-Staatsminister Palmer. 
Mehrere Redebeiträge seiotens der CDU 
und FDP entbehrten jeder Sachkenntnis. 

Positiv dagegen einige Feststellungen der 
SPD. Landtagsvizepräsident Birzele 
(SPD) warnte davor, alle Mitglieder der 
VVN-BdA als Linksextremisten einzustu¬ 
fen und verwies auf den Ehrenvorsitzen¬ 
den Alfred Hausser, der auf Vorschlag 
des Ministerpräsidenten das Bundes¬ 
verdienstkreuz erhalten hatte, und auf den 


Landessprecher Reinhard Hildebrandt, der 
als Gesprächspartner vom Landtag ein¬ 
geladen wurde, um die alljährliche Ge¬ 
denkfeier für die Opfer des Nationalsozia¬ 
lismus vorzubereiten. 

Der eigentlich Skandal bei der CDU-Akti- 
on ist nicht nur die Zensur, sondern die 
ständig wiederholte Diffamierung der VVN- 
BdA als .verfassungsfeindlich' und die 
Leugnung einer Grauzone zwischen kon¬ 
servativen und neofaschistischen Kräf¬ 
ten. Schon im alten Rom wurde der Über¬ 
bringer einer schlechten Nachricht gestei¬ 
nigt. 

Die Vorwürfe der Verfassungsfeindlichkeit 
hat der VVN-BdA-Landessprecher Rein¬ 
hard Hildebrandt in scharfen Worten zu¬ 
rückgewiesen. In einem Vortrag beim DGB 
in Pforzheim forderte er den FDP-Stadtrat 
Rülke und den CDU-Staatssekretär Map- 
pus auf, die .unwahren, rufschädigenden 
Behauptungen' zurückzunehmen. Weiter 
sagte er, dass die Beobachtung der VVN- 
BdA durch den Verfassungsschutz und 
die Desinformation in seinen Berichten 
.einen schwerwiegenden Eingriff in die 
durch das Grundgesetz geschützte Frei- 
heitsspähre'darstelle. Erforderteein Ende 
der Bespitzelung. 

„Diejenigen, die in Konzentrationslagern 
waren, müssen sich jetzt verteidigen. Ein 
schamloser Vorgang!, sagte DGB-Bezirks- 
chef Jürgen Schroth. 

An die Adresse der CDU gerichtet, sagte 
der Referent: .Wer im Glashaus sitzt, soll 
nicht mit Steinen werfen.“ Die CDU könne 
die historische und die aktuelle Wahrheit 
nicht ertragen. Schließlich sei es eine 
Tatsache, dass CDU-Ministerpräsident 
Filbinger wegen seiner faschistischen 
Vergangenheit als Marinerichter zurück¬ 
treten musste, dass CDU-Politiker mit ih¬ 
ren rassistischen und fremdenfeindlichen 
Äußerungen den Neofaschisten Schüt¬ 
zenhilfe leisteten. Erinnert sei nur an die 
unselige .Kinder statt Inder'-Kampagne 
des CDU-Politikers Rüttgers. 

Aktuell nimmt das von Filbinger 1979 ge¬ 
gründete Studienzentrum Weikersheim 
eine Scharnierfunktion zwischen konser¬ 
vativen und neofaschistischen Kreisen 
wahr. 

In einem Beitrag der Fernsehsendung 
.Panorama' vom 6. Juni 2002 wurden 
Beziehungen zwischen konservativen 
Politikern wie Roland Koch und Jörg 
Schönbohm und dem Vorstandsmitglied 
der .Gesellschaft für freie Publizistik', CDU- 
Mann Alfred Jebens, aufgezeichnet. Die¬ 
ser Verein ist bestens bekannt durch Het¬ 
ze gegen Juden und Verharmlosung des 
Holocaust.“ 


Zukunftsentwurf Antifaschismus 
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Die Tafel „Zukunft Antifaschismus“ aus der VVN-Ausstellung. 
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D as war ein Vorspiel nur, dort, wo man 
Bücher verbrennt, verbrennt man 
auch Menschen“, lässt Heinrich Heine 
1821 in seinem Stück „Almansor“, in dem 
ein Koran auf einen Scheiterhaufen ge¬ 
worfen wird, einen Moslem sagen. 

War Heinrich Heine ein Unheilsprophet? 
Dem Tag der Bücherverbrennung am 10. 
Mai 1933 folgte dann die grausame Ver- 

„Ich übergebe 
den Flammen...“ 


brennung von Menschen in den Konzen¬ 
trationslagern. Nach der Verbrennung von 
Geist, die von Leib und Geist. 

Der Auftakt dazu machte am 7. April 1933 
das Kabinett Hitler mit dem „Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamten¬ 
tums 11 , in dem festgelegt wurde, dass „Be¬ 
amte, die nichtarischer Abstammung sind, 
in den Ruhestand zu versetzen sind, so 
weit es sich um Ehrenbeamte handelt, 
sind sie aus dem Amtsverhältnis zu ent¬ 
lassen.“ Die Faschisten erklärten per Ge¬ 
setz, dass Juden nicht „deutsch denken“ 
und deshalb auch nicht „deutsch handeln“ 
können. „Der Deutsche, der deutsch 
schreibt, aber undeutsch denkt, ist ein 
Verräter an Deutschland.“ Deshalb for¬ 
derte die „Deutsche Studentenschaft“ die 
„Säuberung der öffentlichen Büchereien“. 

Die Liste umfasste Namen der Buchsta¬ 
ben des ganzen Alphabetes. Von Nathan 
Asch bis Stefan Zweig. Studenten fast 
aller Universitäten entfachten am 10. Mai 
1933 Bücherscheiterhaufen als Symbol 
der Reinigung deutschen Geistes. Allein 
in der Bücherstadt Leipzig wurden an die¬ 
sem Abend 60.000 Bücher verbrannt. In 
der großen Inszenierung, zu der Goeb¬ 
bels in Berlin, Unter den Linden, vor der 
Berliner Universität sprach, wurden 
200.000 Bücher unter jubelnder Beteili¬ 
gung der Studenten den Flammen über¬ 
geben. 

„Flammensprüche 11 waren in der wohl 
makabersten Choreografie, in der kultur¬ 
feindlichsten Symbolhandlung wider den 
Geist die Höhepunkte: „Gegen Dekadenz 
und moralischen Verfall“, für „Zucht und 
Sitte in Familie und Staat! Ich übergebe 
der Flamme die Schriften von Heinrich 
Mann, Thomas Mann und Erich Kästner.“ 
„Gegen literarischen Verrat an Soldaten 
des Weltkrieges, für Erziehung des Vol¬ 
kes im Geist der Wehrhaftigkeit! Ich über¬ 
gebe der Flamme die Schriften von Erich 
Maria Remarque und Arnold Zweig.“ 

Bertolt Brecht sagt in seinem Arturo Ui „So 
was hätt 1 einmal fast die Welt regiert! Die 
Völker wurden seiner Herr, jedoch dass 
keiner uns zu früh da triumphiert - der 
Schoß ist fruchtbar noch, aus dem das 
kroch!“ Ich jedenfalls konnte Assoziatio¬ 
nen bei der Zerstörung durch Zulassung 
von Plünderung des Nationalmuseums in 
Bagdad nicht unterdrücken. Heinrich Fink 



Fotomontage von John Heartfield anlässlich der Bücherverbrennungen in Nazi¬ 
deutschland (oben) - und eine zeitgenössische Blut-und-Boden-Buchwerbung 
der NSDAP (Bild unten rechts). Beide Abbildungen sind der neuen, gemeinsam 
von der VVN-BdA und der Peter-Imandt-Gesellschaft Völklingen herausgegebe¬ 
nen, Broschüre „Verbrannte Bücher“ entnommen (Bild links unten). Ulrich 
Schneider hat diese Dokumentation zusammengestellt - neben historischen 
Einschätzungen enthält sie eine Reihe von Texten verfolgter Schriftsteller, die 
bei den Bücherverbrennungen skandierten „Feuersprüche“ der Nazis und die 
Autorennamen, die auf der „Säuberungsliste für die deutschen Bibliotheken“ 
aufgeführt waren. Die Broschüre umfasst 32 Seiten und kostet 3,- Euro. Sie kann 
bei der VVN-BdA-Bundesgeschäftsstelle oder über die Landesverbände bezo¬ 
gen werden. 
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Erinnerun 



Harry Fisher 2002 Foto: Jörg Briese 


I Abschied von 
Harry Fisher 

U nlängst erst hatten wir ihm zum Ge¬ 
burtstag gratuliert, seinem 92., unse¬ 
rem Freund, dem Spanienkämpfer, Inter¬ 
nationalisten, Kommunisten und Friedens¬ 
aktivisten Harry Fisher in New York. 
Danach erzählte er mir, dass er diesmal 
aus Deutschland so viele Glückwünsche 
wie aus keinem anderen Land erhalten 
hatte. 

Ja, viele hier erinnern sich an ihn, denn im 
Jahr 2001 hielt sich Harry mehrmals in der 
Bundesrepublik auf, um sein hier im Pahl- 
Rugenstein-Verlag erschienenes Buch 
„Comrades“ vorzustellen. Viele zwischen 
Hamburg und München lernten einen zu¬ 
rückhaltenden Menschen mit großer Aus¬ 
strahlungskraft und fester innerer Über¬ 
zeugung kennen. Sein Buch eröffnete 
besonders der jüngeren Generation ei¬ 
nen neuen, ergreifenden Zugang zum 
spanischen Bürgerkrieg. Erstmals wur¬ 
den in großer Einfachheit und ohne hero¬ 
isierende Beschönigungen auch dieÄngs- 
te eines jungen Kämpfers beschrieben. 

2002 beendete Harry Fisher die Arbeit an 
seinem zweiten Buch, das in den USA 
voraussichtlich den Titel „Legacy“ haben 
wird, und an dessen Erscheinen in 
Deutschland derzeit intensiv gearbeitet 
wird. Nunmehr wollte er sich verstärkt mit 
Geschichtsfälschern in den USA ausein¬ 
andersetzen, die Lügen über die Spanien¬ 
kämpfer in die Welt setzen. Eine davon 
betraf den Tod Oliver Laws, des ersten 
farbigen Kommandeurs eines US-ameri¬ 
kanischen Armeeverbandes. 

Gleich nach dem 11 .September wandte 
sich Harry Fisher warnend an uns, der 
offiziellen Kriminalisierungsparanoia zu 
mißtrauen. Seither wurde er nicht müde, 
vor neuer Gewalt, vor neuem Krieg zu 
warnen. Seit frühester Jugend gehörten 
Friedensdemonstrationen zum Leben 
Harry Fishers und kaum eine der New 
Yorker Friedensaktionen fand ohne ihn 
statt. So auch am 22.März 2003. Direkt 
von der Friedensdemo in Manhattan je¬ 
doch mußte r jedoch mit einer Herzatta- 


Kurt Garbarini 
Hermann Geisen 
^■Max Stoye^B 

A m 21. April vor 60 Jahren starben der 
Sozialdemokrat Kurt Garbarini und der 
Kommunist Hermann Geisen im Zucht¬ 
haus Berlin-Plötzensee unter dem Fall¬ 
beil. Der Maschinenbauer Garbarini, Mit¬ 
glied der SAJ, der SPD und des Reich¬ 
banners Schwarzrotgold, emigrierte 1933, 


m 


ir gedenken 


um der Verfolgung durch die SA zu entge¬ 
hen. Drei Jahre später ging er nach Spa¬ 
nien und kämpfte in den Reihen der Inter¬ 
nationalen Brigaden gegen die Francofa¬ 
schisten. Seine genossen delegierten ihn 
1937 in das Einheitskomitee deutscher 
Sozialdemokraten und Kommunisten in 
Spanien. Nach dem Spanienkrieg im süd¬ 
französischen Lager Saint-Cyprien inter¬ 
niert, floh er 1940, wie die internierten 
Kommunisten Hermann Geisen und Max 
Stoye, nach Belgien. 

In Brüssel organisierten sie gemeinsam 
mit Hilfe belgischer Patrioten und deut¬ 
scher Emigranten antifaschistische Auf¬ 
klärungsarbeit unter den deutschen Be¬ 
satzungssoldaten. Sie gaben Zeitungen 
und Flugblätter heraus. Darin appellierten 
sie an die Soldaten: „Lasst euch nicht zu 
Verbrechen gegen die belgische Bevöl¬ 
kerung missbrauchen.! - Schießt nicht 
auf belgische Frauen und Kinder!“ Kurt 
Garbarini unterstützte mit seinen in Spa¬ 
nien erworbenen militärischen Kenntnis¬ 
sen überdies belgische Partisanen, in¬ 
dem er Brandsätze und Zeitzünder für sie 
herstellte. Auch der Keramiker Hermann 
Geisen war 1933 emigriert. Im Spanien¬ 
krieg befehligte er die Centurio Thälmann. 
Danach arbeitete er als Mitglied der KPD- 
Abschnittsleitung Südwest in Brüssel. 
Nach dem Einmarsch derdeutschen Trup- 
pen überführten ihn die belgischen Behör¬ 
den ebenso wie Max Stoye, seit 1937 
Leiter der Freien Deutschen Jugend in 
Brüssel, ins Internierungslager. 1941 wur¬ 
de die illegale Widersatndsarbeit der drei 
Antifaschisten entdeckt. Die Nazijustiz ver¬ 
urteilte sie zum Tode. Das urteil gegen 
Max Stoye wurde einen Monat nach dem 
Mord an seinen Kampfgenossen Garbari¬ 
ni und Geisen am 20. Mai 1943 vollstreckt. 

kp 


cke ins Krankenhaus gebracht werden 
und verließ uns alle für immer. Harry 
Fisher verkörperte für uns ein gro ßes Stück 
Hoffnung und Glaube an das „andere 
Amerika“. Erfehltuns. Unsere Welt braucht 
mehr Menschen wie Harry Fisher - heute 
nötiger denn je. Ulrich Kolbe 

Lesungen aus Harry Fishers Buch „Comra¬ 
des“ sowie die Vorstellung der filmischen 
Dokumentation der Geschichtswerkstatt 
Oberhausen über Harry Fisher können über 
www.harryfisher.net vereinbart werden. 


Herausgegeben von: Willy Schmidt, 
Christoph Leclaire, Andrea Meschede, 
Ulrich Schneider, Pahl-Rugenstein Ver¬ 
lag, ISBN 3-89144-335-8, Mit Booklet, 
24,95 Euro (empfohlener Ladenpreis), 
Abspielsoftware auf der CD-ROM 

Für VVN-BdA Kreisvereinigungen und Lan¬ 
desverbände wird die CD-ROM zum Preis 
von 19,95 EUR + Porto abgegeben. Be¬ 
stellungen bitte an die Bundesgeschäfts¬ 
stelle in Berlin. 

Das Besondere an dieser CD-ROM ist, 
dass sie bewusst aus der Perspektive der 
überlebenden Häftlinge die Situation des 
Lagers darstellt. Sie liefert nicht nur allge¬ 
meine historische Fakten und Zusammen¬ 
hänge, sie zeigt auch, wie es den organi¬ 
sierten politischen Häftlingen möglich wur¬ 
de, sich dem Vernichtungswillen der SS 


Multimediale 
CD-Rom zum 
KZ Buchenwald 


entgegenzustellen und mit der Selbstbe¬ 
freiung am 11. April 1945 über 21.000 
Häftlinge, unter ihnen 904 Kinder, vor der 
Vernichtung zu bewahren. 


Die CD-ROM enthält: 

• Etwa 500 Texte mit über 450 Bildern und 
Dokumenten sowie über 50 Audio- und 
Videosequenzen für einen multimedialen 
Zugang zum Thema 

• Die Geschichte des KZ Buchenwald, 
erzählt in neun Kapiteln: 

• KZ-System, Buchenwald, Lageralltag, 
Arbeit im KZ, SS-Verbrechen, Kunst im 
KZ, Widerstand, Selbstbefreiung und Ver¬ 
mächtnis 

• Unterrichtsmaterialien für die Vorberei¬ 
tung eines Besuches in der Gedenkstätte 
Buchenwald 

• über 100 ausführliche Personenportraits 
von Opfern und Tätern 

• eine interaktive Lagerkarte 

• eine Chronik der Lagergeschichte 

• ein Glossar und Abkürzungsverzeichnis 

• weiterführende Informationen für die Be¬ 
schäftigung mit dem Thema (Literaturemp¬ 
fehlungen, Links ins Internet, Kontaktadres¬ 
sen und mehr) 
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w Infos und Angebote $ 



Bücher und Broschüren 
Die folgenden Bücher und Broschüren können 
bei der VVN-BdA Bundesgeschäftsstelle 
(Rolandstr. 16, 30161 Hannover) oder den 
Landesvereinigungen bestellt werden. Den 
Bestellwert (+ EUR 1,55 Porto) bitte als Ver¬ 
rechnungsscheck oder in Briefmarken der Be¬ 
stellung beilegen! 

Neu: 

CD-ROM: Buchenwald-Ein Konzentra¬ 
tionslager, herausgegeben von der 
Lagergemeinschaft Buchenwald-Dora/ 
Freundeskreis eV, multimediale CD- 
ROM, 450 Bilder und Dokumente, 50 
Audio- und Videosequenzen mit Zeitzeu¬ 
gen, Personenporträts etc., EUR 19,95 


Sakordonez, A5-Format, 76 Seiten, EUR 
2,55 

Ulrich Schneider: Gedenken am 27. 
Januar: Ein Tag zum Nachdenken, 
Weiterdenken und Handeln, 66 Seiten, 
A5-Format, EUR 2,55 
Kommission Neofaschismus der VVN- 
BdA in NRW und Hartmut-Meyer-Ar- 
chiv, Der deutsche Militarismus ist nicht 
tot - er riecht nur streng, 80 Seiten, A4- 
Format, EUR 4,- 

Kommission Neofaschismus der VVN- 
BdA in NRW / Hartmut-Meyer-Archiv / 
Georg-Herde-Archiv, Grenzen auf für 
Deutschland? Aktuelle Analysen zu 
Pan-Europa, Revanchismus, Ost-Ex¬ 
pansion, 80 Seiten, A4-Format, EUR 4,- 


Gesucht: Infos zum 
Jugendwiderstand 

E ine Leipziger Historikerin, die zum The¬ 
ma „Widerständiges Verhalten Ju¬ 
gendlicher in der NS-Zeit“ arbeitet, hat die 
VVN-BdA um Informationen zu diesem 
Thema gebeten. Ihr geht es dabei 
besonders um Jugendgruppen, die keiner 
Institution oder Partei angehörten, son¬ 
dern aus einem losen Freundeskreis 
heraus Widerstand gegen das national¬ 
sozialistische Regime leisteten. 

In ihrer Anfrage schreibt sie: „Im Moment 
arbeite ich zu den so genannten ,Meuten' 
während der Zeit des Nationalsozialis¬ 
mus in Leipzig. Darüber hinaus hoffe ich, 
ähnlich angelegte Jugendgruppen in an¬ 
deren Städten zu finden, um deren wider¬ 
ständiges Verhalten verhgleichen zu kön¬ 
nen und zu zeigen, wie Staatsapparate 
auf unangepasste junge Leute reagiert 
haben. Die mir bisher zugänglichen Akten 
der Gestapo oder des Jugendgefängnis¬ 
ses Hoheneck sind ihrer Natur gemäß 
natürlich sehr einseitig ausgerichtet und 
geben nur ein verzerrtes Bild der realen 
Vorgänge wieder. Mir ist es aber sehr 
wichtig, neben der damals offiziellen Dar¬ 
stellung möglichst auch Zeitzeugen zu 
Wort kommen zu lassen, um mir aus de¬ 
ren Erzählungen ein eigenes Bild machen 
zu können. - Möglicherweise existieren in 
Ihren Archivbeständen Dokumente, z. B. 
im Zusammenhang mit Rehabilitierungs¬ 
oder Entschädigungsansprüchen, die auf 
Angehörige solcher Widerstandsgruppen 
schließen lassen. Da der NS-Staat solche 
Jugendlichen sehr oft wegen .Vorberei¬ 
tung zum Hochverrat', .Neugründung von 
Parteien' oder .Weiterführung der hündi¬ 
schen Jugend' verurteilte, ist es denkbar, 
dass solche Akten existieren.“ 

Wer weiterhelfen kann - als Zeitzeuge 
oder mit Dokumenten - wird gebeten, sich 
mit der VVN-BdA-Bundesgeschäfsstelle 
in Verbindung zu setzen. 

Leserbrief 

M it Respekt und Genugtuung habe ich 
Eure Notiz in der „antifa-rundschau“ 
über die Namensgebung der „Wolfgang- 
Abendroth-Brücke' in Marburg zu Kennt¬ 
nis genommen. Er war es auch, der vor 
nunmehr 58 Jahren, gemeinsam mit dem 
Berliner Juristen Herbert Komm, dem 
Schriftsteller Wolfgang Joho und weiteren 
Antifaschisten der Wehrmachts-Sträflings- 
Division 999 im damaligen britischen 
Kriegsgefangenenlager Nr. 379 in Ägyp¬ 
ten erstmals eine Lagerschule für deut¬ 
sche Kriegsgefangene aufbaute und lei¬ 
tete. Eine weitere Lagerschule entstand 
dann unter seiner Leitung im nahe gelege¬ 
nen Kriegsgefangenenlager Nr. 306. Die 
seit 1991 bestehende Arbeitsgemeinschaft 
ehemaliger 999-er, nun beim Bundesaus¬ 
schuss der VVN-BdA, hat auch ihm in 
ihrer bereits in den neuen und alten Bun¬ 
desländern erfolgreich präsentierten Aus¬ 
stellung „Wer waren die 999er?“ einen 
würdigen Platz eingeräumt. 

Dr. Günter Gumpel, Berlin. 


Neu: 

U. Schneider: Verbrannte Bücher, Bro¬ 
schüre zum 70. Jahrestag der Bücherver¬ 
brennung, A5-Format, 32 Seiten, EUR 
3,00 

Nur wer sich selbst aufgibt, ist verlo¬ 
ren, herausgegeben von der VVN-BdA 
zum 90. Geburtstag von Alfred Hausser, 
A-4-Format, 116 Seiten, EUR 12,50 (bei 
Abnahme von mind. 5 Exemplaren - EUR 
9,00) 

Lorenz Knorr, Kontinuitäten des 
Rechtsextremismus, 162 Seiten, EUR 
14,80 

Ulrich Schneider (Hg.), Tut was! Strate¬ 
gien gegen Rechts, 215 Seiten, EUR 
13,00 (incl. Porto) 

Ausstellungskatalog: Neofaschismus 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Enthält eine Reproduktion aller Tafeln der 
Neofaschismus-Ausstellung der VVN- 
BdA, mit einem Vorwort von Kirsten Rölke 
(IGM), A4-Format, 36 Seiten, EUR 2,55 

Neofaschismus in der Bundesrepublik. 

Heft 1: Neofaschistische Ideologie. Her¬ 
ausgegeben von der Kommission Neofa¬ 
schismus der VVN-BdA. A5-Format, 48 
Seiten, EUR 2,00 

Neofaschismus in der Bundesrepublik. 

Heft 3: Neofaschismus und Konservatis¬ 
mus / Totalitarismus- und Extremismus¬ 
doktrin/Antifaschistische Politik. Heraus¬ 
gegeben von der Kommission Neofaschis¬ 
mus der VVN-BdA. A5-Format, 72Seiten, 
EUR 2,55 

Ulrich Schneider, Zukunftsentwurf An¬ 
tifaschismus - 50 Jahren Wirken der 
VVN für ”eine Welt des Friedens und 
der Freiheit”, 248 S. im Großformat , 
über 300 Abb., EUR 19,- (incl. Versand¬ 
kosten) 

Gerhard Fischer/Ulrich Schneider, 
Christen gegen Faschismus und Krieg 
- Entscheidung für Leben und Solidari¬ 
tät, A5-Format, 56 S., EUR 2,55 (bei Ab¬ 
nahme von mind. 10 Exemplaren EUR 
1,50 + Porto) 

Gerechtigkeit für die Überlebenden der 
NS-Zwangsarbeit, 2. überarbeitete Auf!., 
44 Seiten, EUR 2,00 

Zwangsarbeit und KZ Buchenwald. 
Tage im Leben des Foma Fjodorowitsch 


Bibliothek des Widerstandes: 

Carlebach, Schmidt, Schneider, 
Buchenwald-Ein Konzentrationslager, 

A4-Format, 186 Seiten EUR 17,00 (incl. 
Porto) 

Julius Fucik, Reportagen unter dem 
Strang geschrieben, 159 Seiten, EUR 
12,00 (incl. Porto) 

Irmgard Litten, Eine Mutter kämpft ge¬ 
gen Hitler, 251 Seiten, EUR 17,00 (incl. 
Porto) 

Harry Fisher, Comrades. Bericht eines 
US-lnterbrigadisten im spanischen 
Bürgerkrieg, mit einem Vorwort von Pete 
Seeger, 244 Seiten, EUR 18,00 (incl. Por¬ 
to) 

U. Schneider, Willy Schmidt - Antifa¬ 
schist und Gewerkschafter, 196 Seiten, 
EUR 14,00 (incl. Porto) 

U. Sander, Jugendwiderstand im Krieg. 
Die Helmuth-Hübener-Gruppe 1941/ 
1942,208 Seiten, EUR 14,90 (incl. Porto) 

Sonderpreis: 

Karl-Heinz Jahnke/AlexanderRossaint, 
Dr. Joseph Cornelius Rossaint (1902- 
1991). Aus dem Leben und Wirken des 
verstorbenen Ehrenpräsidenten der VVN- 
BdA, 234 S., zahlreiche Abb., incl. 
Versandkosten EUR 13,00 
Postkartensatz „Deutsche Wirklichkei¬ 
ten“ mit Karikaturen von Guido Zingerl, 
10 Postkarten schwarz-weiß, EUR 5,00 
(Bei Abnahme von mind. 5 Sätzen - DM 
8,00, bei Abnahme von mind. 10 Sätzen 
entfallen zusätzlich die Versandkosten) 

Grafikmappe: 

Die Humanität ist streitbar von Beruf, 

Mappe (A3-Format) mit Drucken von Karl 
Hubbuch, Hanns Kralik, Willi Sitte, Carlo 
Schellemann, Walter Womacka, Enric 
Rabasseda, Ronald Paris, Guido Zingerl, 
Jörg Scherkamp, Werner Marschall, 
Waltraud Bücking, Nils Burwitz, Ursula 
Richter und Rolf Münzner, incl. Versand¬ 
kosten EUR 65,00 

Plakate: 

“Fordert das Verbot aller Nazigruppen ”, AI- 

Format, 4-farbig, EUR 0,50 
Aufkleber: 

„Faschismus ist keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen“, schwarz/weiß im A-7-For- 
mat, selbstklebend, je 100 Stk. EUR 2,50 
„Keine Toleranz für Nazis“, rot/blau auf wei¬ 
ßem Papier im A-7-Format, selbstklebend, je 
100 Stk. EUR 2,50 

„Nie wieder Faschismus“, rot/schwarz auf 
weißem Papier im A-7-Format, selbstklebend, 
je 100 Stk. EUR 2,50 
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Jugend 



Links: Noch eine kleine Bilder-Nachle- 
se von unserem „Antifa-Jugendtreffen“ 
Anfang dieses Jahres in Berlin, das 
sowohl von derTeilnehmerzahl als auch 
von der Breite der Unterstützerinnen 
und Unterstützer - vor allem aus dem 
gewerkschaftlichen Bereich-ein schö¬ 
ner Erfolg war. Die Bilder gingen in der 
Redaktion erst ein, nachdem wir in der 
letzten „ar“ bereits darüber berichtet 
hatten. Wir wollen sie unseren Leser¬ 
innen und Lesern und vor allem auch 
jenen, die in Berlin dabei waren, nicht 
vorenthalten. Bild oben: Auf dem Podi¬ 
um: Horst Schmitthenner, Peter Gin- 
goid, Fred Dellheim, Esther Broß und 
Paul Bauer. Mitte: Temperamentvoll wie 
immer- Peter Gingold bei der Diskussi¬ 
on. Unten: Bis auf den letzten Platz 
besetzt war das Plenum beim Kongress. 
Und alle Beteiligten waren sich einig 
darüber, dass sie sich schon auf das 
nächste Antifa-Jugendtreffen 2004 in 
Berlin freuen. 


Workcamps in Spanien 
und Neuengamme 

Z u zwei Jugendworkcamps im Juli wird 
eingeladen. Da in beiden Fällen nur 
einer beschränkte Zahl von Teilnehmerin¬ 
nen untergebracht werden kann, empfiehlt 
sich eine schnelle Anmeldung bei den an¬ 
gegebenen Kontaktadressen. Vom 3. bis 
14. Juli 2003 laden die „Kämpfer und Freun¬ 
de der Spanischen Republik 1936-1939 
e.V.“ ins spanische Corbera d’Ebro ein. In 
dieser Region tobte eine der großen 
Schlachten des Spanischen Bürgerkrie¬ 
ges. 

Geplant sind beim Workcamp die Ausgra¬ 
bung und Sanierung der durch faschisti¬ 
sche Bomber im Juni/Juli 1938 zerstörten 
Altstadt von Corbrera d’Ebro; geplant ist, 
eine Straße freizulegen. Am 4. und 5. Juli 
nehmen die Workcamp-Teilnehmer an ei¬ 
nem „Fest der Völker der Welt“ teil. 

Infos und Anmeldung bei: „Kämpfer 
und Freunde der Spanischen Republik 
e.V.“, Wilhelm Girod, Tel. 0179/233 63 
96, Fax: 030/654 94 729. 

Vom 25. Juli bis 12. August 2003 findet bei 
der KZ-Gedenkstätte Neuengamme bei 
Flamburg das Internationale Jugend-Work- 
camp „Changes - Wandlungen“ statt. Auf 
dem Gelände der KZ-Gedenkstätte befin¬ 
den sich heute zwei Justizvollzugsanstal¬ 
ten, die in den Nachkriegsjahren teilweise 
in den originalen Gebäuden des Konzent¬ 
rationslagers errichtet wurden. Eine der 
beiden Flaftanstalten wird nach jahrelan¬ 
gen Bemühungen im ersten Halbjahr 2003 
verlagert. Das Jugendworkcamp will sich 
mit der Geschichte der Gebäude und Hin¬ 
terlassenschaften beschäftigen. 

Anmeldung: Verein zur politisch-histori¬ 
schen Bildung in der KZ-Gedenkstätte 
Neuengamme, Melani Klaic, Tel.: 040/42 
89 65 17, Fax: 040/42 89 65 25, eMail: 
Iani7@web.de. 
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Eintrag ins Goldene Buch der Stadt Augsburg Foto: Renate Hennecke 


Anna Pröll ist Ehrenbürgerin 

Stadt Augsburg würdigte antifaschistische Widerstandskämpfern 


A nlässlich der Gedenkveranstaltung 
zum 70. Jahrestag der ersten Häft¬ 
lingstransporte ins KZ Lichtenburg am 1. 
Juni 1933 appellieren der IVVdN Sach¬ 
sen-Anhalt und die Lagergemeinschaft 
Ravensbrück/ Freundeskreis an die Bun¬ 
desregierung und die Landesregierung 
von Sachsen-Anhalt: „Keine Vermarktung 
des ehemaligen Konzentrationslagers! 
Das Schloss muss im Eigentum der öf¬ 
fentlichen Hand bleiben.“ 


KZ Lichtenburg: 

Gegen die 
Vermarktung der 
Gedenkstätte 


ln der Erklärung der Verbände heißt es: 
Unmittelbar nach der Machtübernahme 
durch die Nationalsozialisten am 30. Ja¬ 
nuar 1933 begann in Deutschland die 
Verfolgung der politischen Gegner des 
Regimes. Am 13. Juni 1933 transpor¬ 
tierte man die ersten Gefangenen in das 
Sammellager Schloss Lichtenburg, Men¬ 
schen, die Hitler ablehnten und den 
Krieg. 

Das Schloss Lichtenburg wurde von 1933 
bis 1945 als Konzentrationslager ge¬ 
nutzt. Es ist die einzige noch komplett 
erhaltene Anlage eines der frühen Kon¬ 
zentrationslager. Hier sammelten SS- 
Bestien erste Erfahrungen für ihre Gräu¬ 
eltaten, die später in den Vernichtungs¬ 
lagern umgesetzt wurden. 

Heute verfällt die Anlage. Das Land 
Sachsen-Anhalt ist nicht bereit, die Trä- 
gerschaft für die Mahn- und Gedenk¬ 
stätte Lichtenburg zu übernehmen. 

Die Bundesrepublik Deutschland als Ei¬ 
gentümerin hält das Schloss Lichten¬ 
burg für entbehrlich. Die Immobilie ist 
zum Verkauf ausgeschrieben.“ 

In dem Appell der Verfolgtenverbände 
heißt es weiter: „“Wir fordern die Lan¬ 
desregierung von Sachsen-Anhalt und 
die Bundesregierung auf, ihrer Verant¬ 
wortung gegenüber den Opfern des na¬ 
tionalsozialistischen Terrors nachzu¬ 
kommen. Wir wenden uns mit Entschie¬ 
denheit gegen die Verlegung der Aus¬ 
stellungsräume in ein Nebengebäude. 
Die Anlage ist dringend zu sanieren, um 
den weiteren Verfall zu verhindern. 

Das Schloss Lichtenburg muss im Sinne 
der Entschließung des Europaparla¬ 
ments vom 11.02.1993 als historisches 
Monument erhalten und öffentlich zu¬ 
gänglich bleiben, zum Gedenken an Mil¬ 
lionen Tote und zur Vermittlung der Ge¬ 
schichte an zukünftige Generationen:“ 


S ie hatte es schon öffentlich gesagt, 
als sie im vergangenen Jahr mit 
dem Bundesverdienstkreuz ausge¬ 
zeichnet wurde - und wiederholte es 
nun bei ihrer Danksagung, als ihr die 
Ehrenbürgerwürde ihrer Geburtsstadt 
Augsburg verliehen wurde: Anna Pröll 
freut sich über die Ehrungen, die ihr 
jetzt, über 85 Jahre alt, noch zuteil wer¬ 
den, aber sie nimmt diese stellvertre¬ 
tend entgegen für alle ihre Kameradin¬ 
nen und Kameraden aus dem antifa¬ 
schistischen Widerstand, denen solche 
Ehren vorenthalten wurden. 

Unsere Kameradin Anni, Mitglied im 
Landesvorstand der bayerischen VVN- 
BdA und im Präsidium der Lagerge¬ 
meinschaft Dachau, hat ihren aufrech¬ 
ten Gang beibehalten, seit sie als junge 
Kommunistin dem aufkommenden Na¬ 
ziregime aktiven Widerstand entgegen¬ 
gesetzte und dafür in Gefängnisse und 
Konzentrationslager gesperrt wurde. Sie 
ließ sich nicht brechen, obwohl ihr Vater 
und ihr Schwager in Konzentrationsla¬ 
gern umkamen und ihre Familie Schwer¬ 
stes erleiden musste. 

In der „Augsburger Allgemeinen“ stand 


im Bericht über die Verleihung der Ehren¬ 
bürgerwürde zu lesen: „Im Mittelpunkt stand 
vor allem das Engagement für ein friedli¬ 
ches Miteinander der Menschen. Anna Pröll 
hat dafür in ihrer Generation ein Beispiel 
gegeben - im Widerstand gegen Hitlers 
Nazi-Terror, nach dem Zweiten Welkrieg als 
tatkräftige Helferin für Not leidende Familien 
und nach dem Wiederaufbau als Betreuerin 
von ehemaligen Augsburger KZ-Häftlingen.“ 

Das Blatt versäumte auch nicht, darauf hin¬ 
zuweisen, dass die neue Ehrenbürgerin bei 
der Verleihungsfeier, die im Irak-Kriegs- 
Monat April im Augsburger Rathaus statt¬ 
fand, sagte: Sie hoffe auf eine Zeit, „in der es 
Krieg als Mittel der Konfliktlösung nicht mehr 
gibt“. 

Im vergangen Jahr haben wir in der „ar“ auch 
überden Film „Anna, ich hab Angst um dich“ 
berichtet, den Anna Prölls Sohn Josef und 
der Historiker Wolfgang Kucera über das 
Leben der schwäbischen Widerstandskämp- 
ferin gedreht haben. Der Film wurde 
inzwischen an vielen Orten gezeigt, zuletzt 
beim Dokumentarfilm-Festival in München. 
Inzwischen gibt es davon auch eine Video- 
Kurzfassung für die Nutzung im Schulunter¬ 
richt. 
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Anna, ich hab Angst um Dich 

Ein Dokumentarfilm über das Leben von Anna Pröll 
Ein Film für den Frieden, voll Liebe, Solidarität, Kampf und Widerstand. 
Von Josef Pröll unter Mitarbeit von Wolfgang Kucera 
Langfassung 88 Minuten 
Schulfassung 38 Mintuen 

Bestellung und Kontakt über www. anna-film.de 
oder Tel. 0821-491546 
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Literatur 


Blick in den 
Abgrund vor 1933 


E s sind atemberaubende 600 Seiten 
über den Absturz Deutschlands in 
den Faschismus. Erwin Eckert und Emil 


Ereignisse in Deutschland. Es beeindruckt 
vor allem durch seinen weiten internatio¬ 
nalen Blick. Man bekommt beispielsweise 
durch diese Wochenberichte auch ein Bild 
über den heraufziehenden Konflikt zwi¬ 
schen Japan und den USA. Deutlich wird 
bei der Lektüre auch, wie sich Entwicklun- 


Neue Bücher 


Fuchs sind die Autoren der „Wochen¬ 
berichte“, die den rund 30.000 Lesern des 
„Sonntagsblattes des arbeitenden Volkes“ 
vom 5. Oktober 1930 bis 4. März 1933 
einen kommentierenden Überblick über 
die wichtigsten nationalen wie internatio¬ 
nalen Ereignisse einer Woche boten. 

Friedrich-Martin Balzer, Spezialist für„Re- 
ligiöse Sozialisten“ sowie Nachlass¬ 
verwalter von Erwin Eckert, und Manfred 
Weißbecker, bis 1992 Professor für deut¬ 
sche Geschichte in Jena, haben diese 
Wochenberichte für die heutigen Leser 
wieder zugänglich gemacht. Es ist ein 
hervorragend editiertes, mit allen für heu¬ 
tige Leser notwendigen Anmerkungen 
sowie einem ausführlichen biographischen 
Personenverzeichnis versehenes Buch 
daraus geworden. 

Wie ein Film läuft vor der Leserin oder 
dem Leser im Zeitraffer noch einmal die 
dramatische Zeit des Untergangs der 
Weimarer Republik ab. Das „Sonntags¬ 
blatt 11 war so etwas wie das nationale 
Organ der sich als sozialistisch verste¬ 
henden und der Arbeiterbewegung ver¬ 
bundenen Christen in Deutschland. Eckert 
und Fuchs waren Mitglieder von SPD und 
KPD und waren an der Tagespolitik zur 
Abwehr der Folgen der Weltwirtschafts¬ 
krise und zur Schaffung der Aktionsein¬ 
heit gegen den heraufziehenden Faschis¬ 
mus interessiert. 

Mit den „Wochenberichten“ kann man sich 
über viele Abschnitt in der Endphase der 
Weimarer Republik einen vergleichenden 
Überblick verschaffen. Das Buch bietet 
weit mehr als nur eine Chronologie der 



gen schon lange vorher abzeichnen, und 
damit auch grundsätzlich beeinflussbar 
bleiben. Genauso wenig wie der völker¬ 
rechtswidrige Krieg von Bush und Blair 
gegen den Irak sehr plötzlich gekommen 
ist, kann man etwa von der plötzlichen 
Machterübernahme Hitlers in den weni¬ 
gen Monaten zwischen Herbst 1932 und 
Frühjahr 1933 reden. 

Leser aus werden mit sehr verschiedenen 
Augen und Wertungen durch die Seiten 
streifen - die einen werden aufmerksam 
registrieren, was über Streit in SPD und 
KPD berichtet wird, andere werden vor 
dem Hintergrund unserer heutigen sozia¬ 
len Auseinandersetzungen bemerken, wie 
sehr die Kämpfe zur Abwehr von Lohn¬ 
senkungen von Betrieb zu Betrieb die 
Kraft der Arbeiter, Lehrer und Angestell¬ 
ten beansprucht hat und wie sie damit zu 
kämpfen hatten, nicht gegeneinander aus¬ 
gespielt zu werden. Alle, die nach einer 
„Chronologie der laufenden Ereignisse 
1930-33“ aus linker Feder gesucht haben, 
kommen hier auf ihre Kosten. 

Jukka Tarkka 

Erwin Eckert, Emil Fuchs, Blick in den 
Abgrund. Das Ende der Weimarer Re¬ 
publik im Spiegel zeitgenössischer 
Berichte und Interpretationen. Heraus¬ 
gegeben von Friedrich-Martin Balzer 
und Manfred Weißbecker. Mit Nach¬ 
betrachtungen von Georg Fülberth, 
Reinhard Kühnl, Gert Meyer, Kurt 
Pätzold und Wolfgang Ruge.-Pahl 
Rugenstein-Verlag, ISBN 3-89144-298- 
X, 646 Seiten, 32 Euro 


Marsch auf Rom 


V on ungebrochener Aktualität ist Ger 
hard Feldbauers im vergangenen Jahr 
erschienene Untersuchung „Marsch auf 
Rom. Faschismus und Antifaschismus in 
Italien von Mussolini bis Berlusconi und 
Fini“. Von den Anfängen des italienischen 
Faschismus bis in die Gegenwart schil¬ 
dert der Journalist und Historiker Feld¬ 
bauer die Entwicklungen. Bei der gegen¬ 
wärtigen Berlusconi-Reigerung macht der 
Autor „autoritäre faschistoide Züge und 
Duce-Praktiken“ aus. 

Gerhard Feldbauer, Marsch auf Rom. 
Faschismus und Antifaschismus in In- 
talien - Von Mussolini bis Berlusconi 
und Fini, Papyrossa Verlag Köln 2002, 
224 S., 13,80 EUR, ISBN 3-89438-248-1 


Das Wlld-Heserl und 
die „KZ-Piania^'- 




Erinnerungen von 
und an Resi Huber 


N icht nur in Bayern kannte man Resi 
Huber als warmherzig-resolute „Che¬ 
fin“ der antifaschistischen Begegnungs¬ 
stätte „Otto-Huber-Hütte“ am Ammersee. 
Sie wusste viel vom antifaschistischen 
Widerstand zu erzählen, fand aber meist 
ihre eigenen Erlebnisse, das was sie selbst 
zur Antifaschistin gemacht hatte, im grö¬ 
ßeren Kreis weniger erzählenswert. 

Obwohl sie ais junge Dachauer Zivilange¬ 
stellte in der von der SS eingerichteten 
„Plantage“ beim KZ Dachau mit ihren 
Hilfsdiensten für Häftlinge Kopf und Kra¬ 
gen riskiert hatte, weigerte sie sich bis 
zuletzt, ihre Handlungen als „richtigen“ 
Widerstand zu werten. Resi Huber ist vor 
drei Jahren im 80. Lebensjahr verstor¬ 
ben. 

Aus nachgelassenen Tonband-Inter¬ 
views, die Fred Schmid mit ihr geführt hat, 
haben nun Freundinnen und Freunde von 
Resi eine reich illustrierte Broschüre zu¬ 
sammengestellt: „Das Wild-Reserl und 
die ,KZ-Plantage‘. Wie eine junge Dach¬ 
auerin zur Antifaschistin wurde. Erinne¬ 
rungen von und an Resi Huber.“ 

Mit der ihr eigenen farbigen Sprache er¬ 
zählt Resi von ihrer ärmlichen aber schö¬ 
nen Kindheit in Dachau, vom Arbeiter¬ 
sport, vom heraufziehenden Faschismus 
und von ihrem Arbeitseinsatz im KZ. Sie 
berichtet vom „Dachauer Aufstand“ ge¬ 
gen die Nazis am Ende des Krieges und 
davon, wie sie an der Seite befreiter Häft¬ 
linge des Konzentrationslagers mithalf, 
das kommunale Leben in der Stadt wieder 
zu organisieren. 

Die32seitige Broschüre im DinA-4-For- 
mat kann zum Preis von 4,- Euro + 
Porto bezogen werden über: VVN-BdA 
Bayern, Frauenlobstr. 24, 80337 Mün¬ 
chen. 
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Obige Abbildung haben wir der vor drei Jahren im C. H. Beck Verlag München 
erschienen sehr informativen, von Wolfgang Benz verfassten, „Geschichte 
des Dritten Reiches“ entnommen. Im dazugehörigen Bildtext heißt es: „Das 
Transparent zu Hitlers 55. Geburtstag am 20. April 1944 war bei allem Berliner 
Mutterwitz nicht ironisch gemeint.“ Das handliche, reich und vielfarbig 
illustrierte Geschichtsbuch des Professors für Antisemitismusforschung an 
der Technischen Universität Berlin kann vor allem jungen Leserinnen und 
Lesern, die sich über die NS-Zeit informieren wollen, empfohlen werden. 
Anzuraten ist, bei der Bundeszentrale oder bei den Landeszentralen für 
politische Bildung den Titel nachzufragen. Bei diesen liegt die Veröffentli¬ 
chung als Sonderausgabe vor. 


Bei anderen gelesen: 

Ausgrenzung der Opfer 
Eingrenzung der Täter 

R echtsanwalt Andreas Scheulen führt 
seit 1997 eine Kanzlei in Nürnberg. 
Im Berliner Wissenschafts-Verlag ist nun 
seine Dissertation „Ausgrenzung der Op¬ 
fer - Eingrenzung der Täter“ erschienen, 
eine Auseinandersetzung mit der Rechts¬ 
sprechung in Deutschland nach 1945. Der 
folgende Artikel erschien im April in der 
Tageszeitung „Nürnberger Nachrichten“. 
Interview: Thilo Castner. 

Was war der Anlass, der Frage nachzu¬ 
gehen, wie in der Nachkriegszeit Recht 
gesprochen worden ist? 

Scheulen: Zu Beginn meines Studiums 
wurde ich auf die Tatsache aufmerksam, 
dass die Witwe Roland Freislers, unter 
dessen Präsidentschaft am Volksgerichts¬ 
hof Tausende zum Tod durch den Strang 
oder das Fallbeil verurteilt worden waren, 
nicht nur die übliche Witwen-Grundrente 
sowie eine Rente von der Bundesversi¬ 
cherungsanstalt erhielt, sondern auch 
noch eine „Schadensausgleichsrente“ von 
monatlich 400 DM. DerWitwe Julius Strei¬ 
chers gewährte die Rentenversicherung 
sogar eine Nachzahlung von 46 000 DM. 
Andererseits gingen Hunderttausende 
Nazi-Opfer leer aus. Diese himmelschrei¬ 
ende Ungerechtigkeit ließ mich nicht mehr 
los. 

Ist mit „Eingrenzung der Täter“ der 
Umstand gemeint, dass ehemalige 
Funktionäre im Dienst der NS.Diktatur 
nach 1945 sehr großzügig behandelt 
wurden? 

Scheulen: Mehr noch. Mit allen juristi¬ 
schen Kniffen wurden selbst schlimmste 
Kriegsverbrecher umfassend versorgt. So 
erhielt der „Schlächter von Oradour“, SS- 
Zugführer Heinz Barth, auf dessen Konto 
die Ermordung von 642 Franzosen ging, 
darunter 202 Kinder, seit 1991 eine Kriegs¬ 
opfer-Rente. Kein einziger Nazi-Richter 
ist je rechtskräftig verurteilt worden, fast 
alle fanden sich in Amt und Würden in der 
Bundesrepublik wieder. Sämtliche Funk¬ 
tionäre des Dritten Reiches erhielten eine 
üppige Versorgung. 

Wie sind derartig eklatante Fehlent¬ 
scheidungen zu erklären? 

Scheulen: In den Gerichten und Entschei¬ 
dungsgremien waren ja die neuen Herren 
die alten. Man hielt zusammen. Gesetz¬ 
geber, Verwaltung und Justiz. Es gab bei 
den meisten ehemaligen Nazi-Richtern 
keinerlei Unrechtsbewusstsein. 

Mit den Opfern der Nazi-Zeit verfuhr man 
weniger kulant... 

Hier kam es zu einer skandalösen Aus¬ 
grenzung, wiederum mit allen juristischen 
Tricks, jetzt aber zu Ungunsten der betrof¬ 
fenen. Man war bemüht, für die Opfer der 


Nazi-Herrschaft Versorgung und Entschä¬ 
digung möglichst zu verhindern. Weder 
erhielt ein Fahnenflüchtiger, der zum Krüp¬ 
pel geschossen war, einen Pfennig, noch 
gewährte man der Witwe eines Deser¬ 
teurs Rente. 

Bei politisch und rassisch Verfolgten ge¬ 
nügten das Verteilen oppositioneller Flug¬ 
blätter oder das Aushängen der roten 
Fahne, um als „entschädigungsunwürdig“ 
zu gelten und die Rente zu verlieren. 
Ausgeschlossen von jeder Entschädigung 
blieben Kommunisten, Homosexuelle so¬ 
wie Euthanasieopfer. Unberücksichtigt 
blieb auch, wer von den Nazis als „Volks¬ 
schädling“, „Meckerer“ oderwegen „Wehr¬ 
kraftzersetzung“ bestraft worden war. 

Hat sich denn diese Ungerechtigkeit 
bis in unsere Tage gehalten? 

Scheulen: Zu einem wirklichen Durch¬ 
bruch zu verstärkter Opferfreundlichkeit 
kam es leider erst 1991, als das Bundes¬ 
sozialgericht sämtliche Hinrichtungen auf 
der Basis von Todesurteilen der deut¬ 
schen Militärgerichtsbarkeit als Unrecht 
einstufte. 

Im Mai 1998 wurden dann im Wesentli¬ 
chen alle nationalsozialistischen Unrechts¬ 
urteile aufgehoben. Für die meisten Opfer 
freilich kam diese Entscheidung zu spät. 


Bleiberecht für 
Romaflüchtlinge 

I n einer Pressemitteilung vom 20. März 
2003 schrieb der Geschäftsführende 
Vorstand der VVN-BdA: „In wenigen Wo¬ 
chen sollen Tausende Roma zwangsweise 
in Gebiete des ehemaligen Jugoslawien 
rückgeführt werden. Sie flohen seit Ende 
der 80er-Jahre auf dem Kosovo und vor 
dem Bürgerkrieg der 90er-Jahre. Sie such¬ 
ten Schutz vor Diskriminierung, Verelen¬ 
dung und Vertreibung. 

Viele leben nunmehr seit Jahren in der 
Bundesrepublik und haben mehrheitlich 
versucht, sich zu integrieren. Ihre Kinder 
besuchen Schulen oder haben sie erfolg¬ 
reich abgeschlossen. Die beabsichtigte 
Abschiebung nimmt ihnen jegliche Pers¬ 
pektive. 

In Anbetracht der besonderen historischen 
Verantwortung, die wir gegenüber den 
500 000 Holocaust-Opfern der europäi¬ 
schen Sinti und Roma und ihrer Nach¬ 
kommen haben, wenden wir uns an den 
Bundesinnenministerund die Innenminis¬ 
ter der Länder: Heben sie die gefassten 
Rückführungsbeschlüsse auf und ermög¬ 
lichen Sie den Romaflüchtlingen ein Blei¬ 
berecht und die Integration in unsere Ge¬ 
sellschaft. 







Liebe Kameradinnen 
und Kameraden, 
liebe Freundinnen 
und Freunde, 


D er Krieg! Er war ja fast unvermeid¬ 
lich. Er ist von denen, die ihn geführt 
haben, regelrecht herbeigesehnt worden. 
Alle Warnungen wurden in den Wüsten¬ 
wind geschrieben. Vorbei am Völkerrecht, 
vorbei an allem, was uns im „Alten Euro¬ 
pa“ was wert ist. Ist dieser unsinnige, 
unnötige Krieg zu Ende? Wer irgendwann 
als der wirkliche Gewinner, wer der ei¬ 
gentliche Verlierer sein wird, wird die Zu¬ 
kunft zeigen müssen. 

Die Ablehnung des Krieges durch die deut¬ 
sche Bundesregierung hat nichts mit de¬ 
ren übergroßen Friedensliebe zu tun, son¬ 
dern mit massiven Eigeninteressen. 
Vielleicht haben dabei einige Skrupel we¬ 
gen der erkennbaren Verstöße gegen 
Recht und Moral eine gewisse Rolle ge¬ 
spielt, aber der Kosovo-Krieg hatte auch 
keine Legitimation durch UNO-Resolutio- 
nen, NATO-Verträge und das Grundge¬ 
setz. Nein, nein, man musste dem größe¬ 
ren neuen Europa den Weg weisen. 

Nachträgliche Rechtfertigungen für den 
Kosovo-Krieg gibt es mittlerweile genug. 
Es wird auch bald genügend Rechtferti¬ 
gungen für den Irak-Krieg geben. Sie sind 
schon am Werk, die schnellen Zungen, 
die Schwänzler und die Kriecher, die uns 
in kürzester Zeit die ökonomischen, politi¬ 
schen, historischen und moralischen 
Zwänge schildern werden, die diesen Krieg 
am Ende doch noch für alle gewinnen 
lassen. 

Die Friedensbewegung hat weltweit Prä¬ 
senz und Kraft bewiesen und benötigt 
keine Rechtfertigung. Die VVN-BdA hat 
sich hierzulande wieder als starke Kraft 
dieser Friedensbewegung eingebracht. Es 
gibt genügend Gründe, wachsam zu blei¬ 
ben, denn solche „Erfolge“, wie jetzt im 
Irak, machen Lust auf mehr. 

Wachsam bleiben müssen wir aber auch 
zu Hause. Es gibt massive Angriffe auf 
den sozialen Frieden im Land. Undwirtun 
als VVN-BdA gut daran, uns auch hier laut 
und vernehmlich einzumischen. Das sind 
die Themen, die die Menschen angehen, 
wo sie uns wahr- und ernstnehmen. Ver¬ 
gessen wir daher bei all der Sorge um den 
Weltfrieden nicht den Kehricht vor unse¬ 
rer Haustür, der momentan aufgetürmt 
wird. 

Ich möchte mich bei allen Spenderinnen 
und Spendern für Ihre Bereitschaft, uns 
zu unterstützen, herzlich bedanken und 
bitte Sie auch weiterhin um Ihre kleinen 
und großen Spenden bzw. um Ihren unse¬ 
rem Engagement gerechten Beitrag. 
Ihr/Euer 

Heinz A Siefritz, Bundeskassierer 


VVN/Bund der Antifaschisten, Frauenlobstr. 24, 80337 München 
Deutsche Post AG, PVSt, Entgelt bezahlt, H 11136 F 


Wir danken unseren Spenderinnen und 
Spendern. Von januar bis März 2003 
wurden gespendet: 

Lars Stubbe 10,00 EUR 

Ingelheimer Bündnis 
gegen Rassismus und Gewalt 53,30 EUR 
Hermann Unterhinnighofer, 

Frankfurt/M. 100,00 EUR 

Herta und Willi Beiz, Kassel 35,00 EUR 
Dr. Heinz Düx, Rosbach 30,00 EUR 
Uwe Myler, Freiburg 30,00 EUR 

Herta Brich, Weiden 15,33 EUR 

Ulla Jelpke, Dortmund 50,00 EUR 
Gesa und Horst Metzger, 

Wedel 75,00 EUR 

Gewerkschaft ver.di Berlin 
(f. Antifa-Jugendtreff 2003) 500,00 EUR 
VVN-BdA Mecklenburg-Vorpommern 
(f. Jugendtreff) 150,00 EUR 

Erika Kaptein, Hamburg 200,00 EUR 
Klaus Harbart, Hannover 400,00 EUR 
Franz Tobiasch 100,00 EUR 

Anita Hollstein, Düsseldorf 50,00 EUR 
Hans Bleisteiner, Nürnberg 6,40 EUR 
Helmut Fischer, Korntal-M. 100,00 EUR 
IG Metall Berlin 

(f. Jugendtreff) 150,00 EUR 

Inge Karl (f. Bundeskongress)50,00 EUR 
Alfred Herrig, Hagen (f. „ar“) 100,00 EUR 
VVN-BdA Hamburg 150,00 EUR 

VVN-BdA München (f. „ar“) 204,52 EUR 



Ein nützliches Hilfsmittel für den 
antifaschistischen Alltag: Die 
neuen Aufkleber der VVN/BdA (sie¬ 
he oben). Rot/schwarz gedruckt auf 
weißem Papier, im handlichen 
DinA7-Format, sind sie - weil 
selbstklebend - vielseitig und rasch 
verwendbar. Bestellt werden kön¬ 
nen sie bei der Bundesge¬ 
schäftsstelle der VVN-BdAim Hun- 
derter-Pack (100 Stück kosten 2,50 
EUR). Um rege Nachfrage wird ge¬ 
beten. 


Konto Nr. 

54 37 73 600 
Postbank 
Frankf/M., 
BLZ 500100 60 






